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VORWORT

Sowohl aus ökologischen Gründen wie aus 
Gründen der Beschäftigungssicherung im 
industriellen Bereich braucht es im Sinne 
einer verbindenden, ökologischen Klassen-
politik konsequente Schritte einer gerech-
ten Mobilitätswende, einen sozial-ökologi-
schen Umbau der Mobilitätsindustrien und 
gerechte Übergänge für die Betroffenen. 
Die Rosa-Luxemburg-Stiftung hat sich da-
rangemacht, diese Aufgaben anzugehen. 
Wir sind in die Betriebe gegangen und ha-
ben die Kolleg*innen in der Automobil-, 
aber auch in der Schienenfahrzeug- und 
Busindustrie gefragt, wo der Schuh drückt 
und was mögliche Perspektiven wären. Wir 
haben betriebliche Seminare, Foren und 
Konferenzen durchgeführt mit Beschäf-
tigten, Gewerkschaften und Umweltakti-
vist*innen. Wir haben die Kooperation von 
ver.di und Fridays for Future in der jüngs-
ten Tarifrunde im öffentlichen Nahverkehr 
eng begleitet und ganz praktisch erprobt, 
wie ein Brückenschlag zwischen Gewerk-
schaften und Klimabewegung nicht nur 
auf dem Papier stattfinden kann.

Wir haben die Lage der Mobilitätsindustri-
en untersucht und Konzepte für ihren Um-
bau entwickelt (vgl. Candeias/Krull 2022). 
Selbstverständlich sind das keine ferti-
gen Blaupausen, sondern Perspektiven, 
Einstiegsprojekte und Ansatzpunkte – als 
Angebote für die weitere Diskussion. Wir 
gehen dabei von der einfachen, aber in 

aktuellen Diskussionen keineswegs prä-
senten Annahme aus: Für eine solche 
Transformation braucht es eine andere in-
dustrielle Produktion – und ganz generell 
unglaublich viel Arbeitskraft. Will man den 
Verkehr vom Auto auf einen deutlich aus-
gebauten Nah- und Schienenverkehr ver-
lagern, braucht es entsprechende Kapa-
zitäten. Für die Erreichung der Klimaziele 
braucht es das Doppelte oder gar 2,5-Fa-
che der Fahrgastzahlen beim ÖPNV und 
bei der Bahn bzw. des sogenannten Um-
weltverbundes (inkl. Rad- und Fußverkehr) 
und besteht ein Bedarf für die Produktion 
von Schienenfahrzeugen (Straßen-, S- und 
U-Bahnen, Regional-, Fern- und Güterzü-
gen), Leit- und Sicherheitstechnologien, 
für Schieneninfrastruktur sowie Ausbesse-
rungs- und Instandhaltungswerke, für die 
Produktion von E-Bus-Systemen (auch mit 
Oberleitung) und die Umrüstung alter Bus-
se, für Klein- und Rufbusse, spezialisierte 
Nutzfahrzeuge von der Feuerwehr bis zum 
technischen Hilfswerk, für die Produktion 
von Cargo- und E-Bikes – und alles auch für 
den maßvollen Export. Die Studien der Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung zeigen, wie über 
alternative industrielle Produktion Hun-
derttausende Arbeitsplätze geschaffen 
werden könnten.

Die (Auto-)Konzerne werden bei dieser Art 
Transformation nicht freiwillig mitmachen. 
Sie setzen auf die Verwertung des einge-
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setzten Kapitals und auf die hohen Profite 
aus dem Verkauf von SUV-Modellen (gern 
auch elektrisch betriebenen) und »reiten 
das Pferd, bis es tot ist« (Aussage eines 
Beschäftigten aus einem Automobilunter-
nehmen; zit. n. Holzschuh et al. 2020: 7). 
Investitionen in unsichere Geschäftsfelder, 
kleinere (E-)Autos, E-Busse oder gar in die 
Konversion sind nicht zu erwarten. 

Entsprechend wären in der Transforma
tion staatliche Kapitalhilfen als Hebel zu 
nutzen, um eine Beteiligung am Eigentum 
sicherzustellen und um Druck in Richtung 
veränderter Geschäftsmodelle bis hin zu al-
ternativer Produktion zu entfalten. Eine öf-
fentliche Beteiligung wäre mit einer erwei-
terten Mitbestimmung von Beschäftigten, 
Gewerkschaften, Umweltverbänden und 
der Bevölkerung zu verbinden, zum Bei-
spiel in Form von regionalen Räten. Diese 
könnten über die konkreten Schritte ent-
scheiden, die notwendig sind, um die Un-
ternehmen konsequent auf das Gemein-
wohl auszurichten, insbesondere wenn es 
um größere Produktionsstrukturen geht, 
die für eine ganze Region prägend sind: 
Das meint nicht nur Automobilproduzen-
ten, sondern auch große Krankenhäuser, 
Stahl- und Bergwerke, Energieversorger 
etc. Denn ein solcher Umbau kann nur ge-
lingen, wenn er von umfangreicher Partizi-
pation getragen wird. Die Menschen in den 
betroffenen Regionen, insbesondere die 
Beschäftigten, wissen, dass ein Struktur-
wandel bevorsteht. Es würde sich positiv 
auswirken, an das enorme Wissen und den 
Produzenten- bzw. Gebrauchswertstolz 
der Beschäftigten anzuknüpfen. Die ent-
scheidende Frage ist: Schaffen wir einen 
sozial-ökologischen Umbau von Industrie 

und Dienstleistungen, der zugleich gute 
Jobs für alle und die Zukunft der Mensch-
heit auf diesem Planeten sichert? Für die 
befragten Ingenieur*innen in den Unter-
nehmen steckt darin ein Ansporn zur Par-
tizipation.

Konzerne zu vergesellschaften dürfte nun 
allerdings eine fast unmögliche Aufgabe 
sein. Weshalb sollte der Staat also nicht 
selbst öffentliche Unternehmen für die al-
ternative Produktion schaffen, wie er es 
bei den Netzinfrastrukturen bereits tut? 
Stadtwerke sind etwas ganz Selbstver-
ständliches. Es wäre möglich, um zum 
Beispiel – streng gemeinwohlorientiert – 
die notwendigen E-Busse, Straßenbah-
nen und Züge zu bauen, sozusagen ei-
ne «VEB-gerechte Mobilität» zu schaffen. 
Oder um klimaneutralen Stahl zu produzie-
ren. Oder um günstige und klimaneutrale 
Wohnungen zu bauen. In Berlin wurde 
jüngst eine öffentliche Bauhütte eingerich-
tet – für die Entwicklung einer modernen 
und klimafreundlichen Holzbauweise. 

Manches wäre nur etwas für die bundes-
politische Ebene. Allerdings könnte da-



5

mit – je nach notwendiger Größe – bereits 
auf der Landes- und Kommunalebene be-
gonnen werden, etwa mit kommunalen 
Verbünden. Dort, wo aufgrund mangeln-
der Profitaussichten Produktionsstätten 
geschlossen werden sollen, kann der Staat 
die Betriebe für einen Euro oder zumindest 
günstig übernehmen. Mögliche Einsatz-
punkte gilt es zu prüfen: Immer wieder sol-
len Produktionsstätten für Schienenfahr-
zeuge stillgelegt oder soll Beschäftigung 
abgebaut werden, etwa bei Alstom – ob-
wohl schon jetzt Wartezeiten für die Aus-
lieferung von Straßenbahnen oder Zügen 
von bis zu zehn Jahren bestehen. Auch 
zahlreiche Autozulieferer, die vor dem Aus 
stehen, bräuchten eine neue Perspektive. 

Wir müssen also über eine andere Rolle der 
öffentlichen Hand und des öffentlichen Ei-
gentums in der sozial-ökologischen Trans-
formation sprechen. Reine Regulierung 
und Förderpolitik werden nicht ausreichen. 
Denn der Umbau der Industrie und eine 
andere materielle Infrastruktur für den so-
zial-ökologischen Systemwechsel sind ei-
gentlich nur durch veränderte Eigentums-
strukturen zu bewerkstelligen. Wie könnte 
ein Modellprojekt dafür aussehen? Dieser 
Frage geht die vorliegende Arbeit in einer 
konkreten Suchbewegung nach.

Mario Candeias 
Direktor des Instituts für Gesellschafts
analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung

DER UMBAU DER INDUSTRIE UND EINE ANDERE 

MATERIELLE INFRASTRUKTUR FÜR DEN SOZIAL-

ÖKOLOGISCHEN SYSTEMWECHSEL SIND EIGENTLICH 

NUR DURCH VERÄNDERTE EIGENTUMSSTRUKTUREN 

ZU BEWERKSTELLIGEN.
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FÜR EILIGE LESER*INNEN

Eine sozial-ökologische Transformation der 
Mobilitätsindustrien ist notwendig, um den 
Ausstoß klimaschädlicher Gase deutlich zu 
vermindern. Die Automobil- und die Luft-
fahrtindustrie müssen deshalb erheblich 
schrumpfen und die Kohleindustrie wird 
komplett wegfallen, während die für den öf-
fentlichen Verkehr produzierenden Industri-
en deutlich wachsen werden. Eine der größ-
ten Herausforderungen dabei ist es, den 
Beschäftigten der schrumpfenden Indus-
trien einen gerechten Übergang zu ermög-
lichen. Es braucht eine Reihe von Maßnah-
men, um alternative Arbeitsplätze in anderen 
Bereichen zu schaffen und die Konversion 
ganzer Betriebe hin zu neuen, zukunftsfähi-
gen Produkten zu realisieren. Dabei ist die 
Partizipation sowohl der Beschäftigten als 
auch der Bevölkerung in den von der Trans-
formation besonders betroffenen Regionen 
von großer Relevanz, um deren Wissen und 
Erfahrungen einbeziehen zu können und  
den Prozess so zu gestalten, dass er von al-
len Beteiligten mitgetragen wird.

Öffentliche Unternehmen können ein 
wichtiges Element einer solchen Trans-
formation sein, da sie – mindestens für 
die Übergangsphase – Entscheidungen 
ermöglichen, die nicht allein an der Wirt-
schaftlichkeit orientiert sind, sondern auch 
den Erhalt von Arbeitsplätzen und Nachhal-
tigkeit als Ziele verfolgen können. Speziell 
für den öffentlichen Mobilitätssektor könn-

ten (teil-)öffentliche Unternehmen weitere 
Vorteile bieten, indem sie eine langfristige-
re Planung der Produktion ermöglichen so-
wie eine neue Produktphilosophie, die sich 
stärker am langfristigen Betrieb und an der 
Kompatibilität von Fahrzeugen orientiert 
und somit zu Qualitätsverbesserungen im 
öffentlichen Verkehr beitragen kann.

In der Lausitz ist die Transformation der In-
dustrie bereits in vollem Gange: Dort sind 
seit den 1990er-Jahren rund 90 Prozent 
der Arbeitsplätze in der Kohleindustrie ver-
loren gegangen und die heute noch rund 
8.100 existierenden Arbeitsplätze werden in 
den nächsten Jahren im Zuge des Kohleaus-
stiegs wegfallen. Viele bisherige Projekte 
zur Ansiedlung privater Unternehmen in der 
Region sind gescheitert, nur wenige waren 
langfristig erfolgreich. Ein aktueller Hoff-
nungsschimmer ist das geplante ICE-In-
standhaltungswerk der Deutschen Bahn in 
Cottbus, das mit erheblichen Fördermitteln 
für den Kohleausstieg finanziert wird. Die 
direkte Umschulung von Arbeiter*innen 
aus der Kohleindustrie für das neue Werk 
des öffentlichen Unternehmens könnte Vor-
bildcharakter entfalten. Gleichzeitig greift 
aber die alleinige Fokussierung auf neue In-
dustriearbeitsplätze als Ersatz für die weg-
fallenden Arbeitsplätze zu kurz, vielmehr 
braucht die ganze Region und mittelfristig 
die gesamte Gesellschaft einen grundsätzli-
chen sozial-ökologischen Umbau.
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1 SOZIAL-ÖKOLOGISCHE  
TRANSFORMATION DER INDUSTRIE

Die Klimakrise ist in den letzten Jahren 
endlich Gegenstand breiter gesellschaft-
licher Debatten geworden, nachdem die 
Wissenschaft schon lange vor den Folgen 
der Klimaerwärmung gewarnt und politi-
sche Schritte zur zügigen Begrenzung des 
Ausstoßes von Treibhausgasen (THG) an-
gemahnt hat. Dabei sind Industrienationen 
wie Deutschland besonders in der Pflicht, 
da sie erstens historisch am meisten zu 
der heutigen hohen Konzentration von kli-
maschädlichen Gasen in der Atmosphäre 
beigetragen haben und weiter beitragen, 
und zweitens im Rahmen ihres erreichten 
gesellschaftlichen Wohlstands am ehes-
ten die Möglichkeiten für eine ökologische 
Transformation ihrer Wirtschaft und Ge-
sellschaft haben. Es ist eine grundlegen-
de Abkehr von unserer imperialen Lebens-
weise (Brand/Wissen 2017) notwendig, mit 
der die Industrienationen die Folgen ihres 
Handelns und Wirtschaftens nicht nur mit 
Blick auf das Klima auf andere Menschen 
und auf die Zukunft verlagern.

Dieser Wandel umfasst eine grundlegende 
Transformation der Industrie, die erstens 
weniger Treibhausgase ausstoßen muss 
und zweitens Produkte herstellen muss, 
die selbst möglichst geringe schädliche 
Auswirkungen haben. Eine «grüne Ökono-
mie» (UNEP 2011), wie sie inzwischen von 
vielen als politisches Ziel gesehen wird, ist 

dabei aber nur ein notwendiger Schritt in 
die richtige Richtung. Auch «grüne» Indus-
trien und ihre Produkte benötigen erheb-
liche Ressourcen und können daher auf 
einem begrenzten Planeten nicht unbe-
grenzt wachsen. Eine zukunftsfeste, nach-
haltige Wirtschaft muss sich deshalb vom 
Paradigma des ständigen Wachstums lö-
sen (Jackson 2011; Kuhnhenn et al. 2020).

In diesem Sinne können bestimmte Indus-
triezweige langfristig keine Zukunft haben. 
Das betrifft die Kohleindustrie, deren Ge-
schäftsmodell auf der extrem klima- und 
umweltschädlichen Verbrennung eines 
überdies begrenzten fossilen Rohstoffs 
beruht (siehe Kapitel 1.2). Aber auch die 
Automobil- und die Luftfahrtindustrie, de-
ren Produkte ebenfalls stark zum Ausstoß 
von Treibhausgasen beitragen, werden 
schrumpfen und ihre Produktpalette er-
heblich umstellen müssen, um die Klima-
schutzziele tatsächlich zu erreichen (siehe 
Kapitel 1.3 und 1.4). Diese Transformation 
ganzer Industriezweige ist mit erheblichen 
Verwerfungen und dem Verlust vieler In-
dustriearbeitsplätze verbunden. Für zahl-
reiche Menschen bedeutet das den Verlust 
ihrer bisherigen Arbeitsstellen, die über-
dies in der Regel «gute Arbeitsplätze» mit 
Tarifbindung, fairen Löhnen und relativ 
guten Arbeitsbedingungen sind. Was ge-
sellschaftlich notwendig ist, bedeutet für 
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nicht wenige Arbeitende ganz erhebliche 
Einschnitte und im schlimmsten Fall den 
Verlust ihrer Existenzgrundlage. Dieses Di-
lemma wird als «sozial-ökologischer Trans-
formationskonflikt» (Dörre 2020) bezeich-
net.

Deshalb besteht die große Herausforde-
rung darin, die anstehende Transforma-
tion so zu gestalten, dass dabei niemand 
unter die Räder kommt, sondern der not-
wendige Wandel so abgepuffert wird, 
dass dabei ein gutes Leben für alle mög-
lich bleibt. Eine solche Art der Transforma-
tion wird als «gerechter Übergang» oder 
«just transition» bezeichnet (Newell/Mul-
vaney 2013; LuXemburg 1/2011). Konkret 
kann das eine Umstellung der Produktion 
und des Geschäftsmodells eines bestehen-
den Betriebs bedeuten, sodass der Betrieb 
sich selbst transformieren kann. Denkbar 
wäre etwa eine Umstellung auf die Pro-
duktion von öffentlichen Verkehrsmitteln 
(Busse und Bahnen) anstatt von Autos in 
derselben Fabrik – so wie in der Vergan-
genheit auch immer wieder Betriebe auf 
andere Produkte umgestellt wurden. In 
einigen Fällen wird jedoch die Schließung 
bestimmter Betriebe notwendig sein, die 
nicht für andere Produkte umgenutzt wer-
den können – beispielsweise Kohlegruben 
oder -kraftwerke. Hier kommt es darauf an, 
in den betroffenen Regionen adäquate al-
ternative Arbeitsplätze zu schaffen und 
einen möglichst reibungslosen und ge-
rechten Übergang der Beschäftigten zu er-
möglichen (vgl. Candeias et al. 2019).

Soziale Bewegungen haben sich in der Ver-
gangenheit sehr unterschiedlich zur anste-
henden Transformation positioniert. Einige 

Gewerkschaften haben trotz der ökologi-
schen Folgen lange an den Produkten der 
fossilen Industrien festgehalten – in der 
Hoffnung, die dortigen Arbeitsplätze erhal-
ten zu können. So hat die Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie (IGBCE) 
das Auslaufen der Kohleverstromung lan-
ge blockiert und sich erst spät zur Notwen-
digkeit dieses Schrittes bekannt. Auf der 
anderen Seite haben die Akteure der Kli-
mabewegung nicht immer die Konsequen-
zen ihrer Forderungen für viele Arbeitende 
mitberücksichtigt. Inzwischen kommt es 
jedoch auf beiden Seiten zu einem Um-
denken – einem ecological turn bei den Ge-
werkschaften und einem labour turn bei 
der Klimabewegung (Candeias/Krull 2022: 
13). Das ermöglicht ganz neue Allianzen 
und die gemeinsame Suche nach tragfähi-
gen Lösungen anstatt eines Gegeneinan-
der-Arbeitens der Akteure (Autor:innenkol-
lektiv climate.labour.turn 2021).

Bei den Gewerkschaften und bei vielen Be-
schäftigten hat sich die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass ein Wandel notwendig ist und 
dass es besser ist, die anstehende Transfor-
mation selbst mitzugestalten und dadurch 
Einfluss zu nehmen, anstatt den Wandel 
grundsätzlich abzulehnen und dadurch 
letztlich von seiner Mitgestaltung ausge-
schlossen zu sein. In diesem Sinne machen 
die Gewerkschaften inzwischen selbst Vor-
schläge für eine gerechte Gestaltung der 
Transformation – beispielsweise durch ein 
«Transformations-Kurzarbeitergeld» (IG 
Metall 2019). Eine Einbeziehung der Be-
schäftigten ist auch deshalb von großem 
Vorteil, weil deren Wissen und Erfahrungen 
für den Prozess nutzbar gemacht werden 
können (IG Metall 2020; siehe Kapitel 1.6).
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Die Transformation bleibt aber eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe – sowohl 
was die staatlichen Maßnahmen zu ih-
rer Gestaltung angeht als auch die indivi-
duellen Änderungen unseres Lebensstils. 
Die sozial-ökologische Transformation 
erfordert Veränderungen auf vielen Ebe-
nen – von unseren Mobilitätsmustern und 
unserem Wohnen bis hin zur Art der Pro-
duktion und unseres Konsums. Dabei kön-
nen wir an vielen Stellen unsere Lebens-
qualität deutlich steigern. Eine Maßnahme 
in diesem Sinne könnte beispielsweise ei-
ne generelle Verkürzung der Arbeitszeit 
sein – als «kurze Vollzeit» mit 28 bis 32 Wo-
chenstunden (Riexinger/Becker 2017). 
Bei flexiblen Tarifverträgen – etwa bei der 
Bahn – zeigt sich schon jetzt, dass viele Be-
schäftigte sich, wenn sie die Wahl haben, 
eher für mehr Freizeit als für mehr Geld ent-
scheiden. Eine kürzere Arbeitszeit käme 
also dem Wunsch vieler Menschen entge-
gen und könnte gleichzeitig dazu beitra-
gen, in bestimmten Bereichen, in denen 
Arbeitsplätze wegfallen, dieses Problem 
zu entschärfen. Die Arbeit würde einfach 
auf mehr Menschen verteilt – bei gleich-
zeitig größerer Zufriedenheit. Und auch die 
Herausforderung, Erwerbs- und Familien-
arbeit, die Pflege von Angehörigen oder 
auch ehrenamtliches Engagement unter 
einen Hut zu bringen, könnte dadurch ver-
einfacht werden. Gleichzeitig muss auch 
mit verkürzter Arbeitszeit für alle ein aus-
kömmlicher Lohn sichergestellt werden – 
was heute im Niedriglohnsektor auch mit 
voller Arbeitszeit nicht immer der Fall ist.

Der notwendige Wandel kann nur dann 
gelingen, wenn die sozialen und die öko-
logischen Herausforderungen zusammen 

angegangen und nicht gegeneinander aus-
gespielt werden. Ziel muss eine hohe Le-
bensqualität für alle Menschen sein, bei 
der gleichzeitig die Kapazitäten unseres 
Planeten eingehalten werden – sowohl was 
die Entnahme von Ressourcen angeht als 
auch den Ausstoß von Abgasen und ande-
ren Abfallstoffen. In der vorliegenden Un-
tersuchung soll näher beleuchtet werden, 
wie im Gegenzug zum Wegfall von Arbeits-
plätzen in fossilen und nicht nachhaltigen 
Industriezweigen Arbeitsplätze in anderen, 
nachhaltigeren Branchen geschaffen wer-
den können.

DER NOTWENDIGE WANDEL  

KANN NUR DANN GELINGEN, 

WENN DIE SOZIALEN UND  

DIE ÖKOLOGISCHEN 

HERAUSFORDERUNGEN 

ZUSAMMEN ANGEGANGEN  

UND NICHT GEGENEINANDER 

AUSGESPIELT WERDEN.
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1.1 KOHLEINDUSTRIE –  
AUSSTEIGEN!

Die Kohle war der zentrale Energieträger 
der ersten industriellen Revolution: Sie er-
möglichte den Betrieb von Dampfmaschi-
nen und damit von Fabriken, Eisenbahnen 
und Schiffen. Nachdem die Dampfmaschi-
ne im 20. Jahrhundert zunehmend durch 
effizientere Motoren ersetzt worden war, 
blieb die Kohle vorwiegend zur Gewinnung 
von Strom in Großkraftwerken und als di-
rekter Energielieferant für besonders ener-
gieintensive Industrien wie die Stahlher-
stellung wichtig.

Der Abbau und die Verbrennung von Koh-
le sind in Anbetracht der Klimakrise nicht 
mehr vertretbar. Die Notwendigkeit eines 
Ausstiegs aus dieser Technologie ist in-
zwischen weitgehend unstrittig. Für die 
Kohleindustrie gibt es mit dem Kohleaus-
stiegsgesetz inzwischen auch ein gesetz-
lich verankertes Enddatum (Bundesregie-
rung 2020a), auch wenn viele Akteure der 
Klimabewegung mit Blick auf das geringe 
verbleibende CO2-Budget ein noch frühe-
res Ausstiegsdatum fordern.

Die Wirtschaftlichkeit der Kohle hat be-
reits in den letzten Jahrzehnten erheblich 
abgenommen. Um die Arbeitsplätze in der 
Kohleindustrie dennoch zu erhalten, wird 
sie seit langer Zeit erheblich subventio-
niert: 1974 wurde der «Kohlepfennig» als 
Aufpreis auf die Verbraucherstrompreise 
eingeführt, womit der Steinkohleabbau 
weiter finanziert wurde. Seit dieser «Koh-
lepfennig» 1994 vom Bundesverfassungs-
gericht als verfassungswidrig eingestuft 
wurde, wird der Kohleabbau direkt aus 

dem Staatshaushalt subventioniert. Die 
gesamten Subventionen für die Steinkoh-
le werden auf 80 bis 100 Milliarden Euro 
(von 1975 bis 2002) geschätzt (Jacobsson/
Lauber 2006); aktuell fließen laut Umwelt-
bundesamt jährlich noch über zwei Milliar-
den Euro aus Bundes- und Landeshaushal-
ten in die Subventionierung der Steinkohle 
und weitere 236 Millionen Euro in die Sub-
ventionierung der Braunkohle, zudem wer-
den 85 Millionen Euro für die Energiesteu-
ervergünstigung ausgegeben (Burger/
Bretschneider 2021: 35 ff.).

Trotz dieser umfangreichen Subventionen 
hat die Kohle in den letzten Jahrzehnten er-
heblich an Bedeutung verloren; viele ober- 
und unterirdische Abbaustätten sowie 
Kraftwerke sind bereits geschlossen wor-
den. Bereits seit den 1960er-Jahren kam 
es besonders im Ruhrgebiet zur Schlie-
ßung vieler Betriebe und damit zum Ver-
lust Tausender Arbeitsplätze. 2018 wurde 
das letzte Steinkohle-Bergwerk geschlos-
sen, aktuell wird nur noch in einigen Tage-
bauen Braunkohle abgebaut – mit bereits 
festgelegten Enddaten. Mit dem Kraftwerk 
Datteln IV ist allerdings noch im Jahr 2020 
ein neues Kohlekraftwerk ans Netz gegan-
gen, das erst 2038 als letztes deutsches 
Kohlekraftwerk schließen soll und damit 
den endgültigen Kohleausstieg erheblich 
verzögert. Hieran wird deutlich, wie noch 
immer wirtschaftliche Interessen über die 
klimapolitische Vernunft gestellt werden.

Das absehbare Ende der Kohle betrifft vor 
allem drei Regionen in Deutschland (die die 
Rosa-Luxemburg-Stiftung jeweils unter-
sucht hat): das rheinische Kohlerevier (vgl. 
Sander et al. 2020), das mitteldeutsche Koh-
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lerevier (vgl. Sander et al. 2021) sowie die 
Lausitz (Candeias et al. 2019) – die im zwei-
ten Teil dieser Untersuchung noch ausführ-
licher untersucht werden. Der in diesen drei 
Regionen anstehende Strukturwandel soll 
im Rahmen des «Strukturstärkungsgeset-
zes Kohleregionen» mit insgesamt 40 Mil-
liarden Euro unterstützt werden (Bundes-
regierung 2020b). Eine direkte Konversion 
der Tagebaue, Kraftwerke und verarbeiten-
den Betriebe ist hier kaum möglich, deshalb 
muss es um die Schaffung alternativer Ar-
beitsplätze in anderen Betrieben gehen.

Eine weitere Herausforderung der Trans-
formation ist der Ersatz der bisherigen 
Funktion der Kohle als Energieträger. Der 
naheliegende Weg ist die Umstellung auf 
erneuerbare Energien, die das Klima er-
heblich mehr schonen und überdies inzwi-
schen auch deutlich wirtschaftlicher sind: 
Die Gewinnung von elektrischer Energie 
aus Sonne und Wind ist heute deutlich billi-
ger als aus Kohle. Große Bereiche der Koh-
leindustrie waren schon seit langer Zeit nur 
noch durch öffentliche Subventionen über-
lebensfähig.

Schwieriger gestaltet sich die Schaffung 
von Alternativen in anderen Bereichen, et-
wa der Stahlherstellung. Viele Hochöfen 
werden bisher mit großen Mengen von 
Kohleprodukten (insbesondere Koks) be-
trieben, um die erforderlichen Tempera-
turen zu erreichen. Zwar ist die Stahlher-
stellung technisch auch mit Wasserstoff 
möglich, aber dieser muss erst – sofern er 
nicht als Nebenprodukt bestimmter che-
mischer Prozesse anfällt  – mit hohem 
Energieaufwand aus elektrischem Strom 
gewonnen werden. Das bedeutet einen 

erheblichen zusätzlichen Bedarf an elek-
trischer Energie, zu deren Gewinnung in 
großem Maße weitere Anlagen benötigt 
werden. Das Beispiel zeigt, dass der Aus-
stieg aus einem Energieträger die Verän-
derung ganzer Branchen nach sich ziehen 
kann. Gleichzeitig bietet er Chancen für je-
ne Regionen, die bisher stark vom Abbau 
und von der Weiterverwendung der Kohle 
abhängig waren.

1.2 AUTOMOBILINDUSTRIE – 
UMSTEIGEN!

Auch die Automobilindustrie ist zuneh-
mend vom Wandel betroffen – wenn auch 
in anderer Weise als die Kohleindustrie. 
Der Hintergrund ist hier der grundsätzli-
che Wandel des Mobilitätssektors. Dieser 
hat jedoch bislang nichts zum Klimaschutz 
beigetragen: Während andere Sektoren 
wie die Energiewirtschaft (beispielswei-
se durch Abschaltung von Kohlekraftwer-
ken), die Industrie, die Landwirtschaft oder 
die privaten Haushalte ihre Treibhausga-
semissionen seit 1990 immerhin gesenkt 
haben – wenn auch bei Weitem nicht in 
dem eigentlich wünschenswerten Maße –, 
ist der Verkehr der einzige Sektor, des-
sen Emissionen über die letzten 30 Jah-
re gleich geblieben sind (Umweltbundes-
amt 2021). Der Grund dafür ist das stetige 
Wachstum der Verkehrsmengen insbeson-
dere auf der Straße und in der Luft, das al-
len Bemühungen für Effizienzmaßnahmen 
(z. B. durch bessere Motoren) zuwiderläuft 
(BMVI 2021).

Unser bestehendes, stark auf den Stra-
ßenverkehr fokussiertes Verkehrssystem 
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schädigt Menschen und Umwelt zudem 
durch lokale Luftverschmutzung und 
Lärm, durch Unfälle und nicht zuletzt ei-
nen gigantischen und weiter wachsenden 
Flächenverbrauch für Straßen, Autobah-
nen und Abstellflächen. Hinzu kommen 
die sozialen Probleme dieses Verkehrssys-
tems: Viele Menschen sind in diesem stark 
auf motorisierten Individualverkehr (MIV) 
ausgerichteten System nicht selbststän-
dig mobil: Ältere und Minderjährige, Men-
schen mit Behinderungen oder Personen, 
die aus verschiedenen Gründen nicht über 
ein eigenes Auto verfügen. Und nicht zu-
letzt erzeugt dieses Verkehrssystem er-
hebliche Ungerechtigkeiten, da meist 
Menschen mit geringerem Einkommen 
an großen Straßen oder in Einflugschnei-
sen von Flughäfen leben und damit einen 
größeren Teil der verkehrsbedingten Belas-
tungen tragen, während Menschen mit hö-
herem Einkommen sehr viel mehr zur Ver-
ursachung dieses Verkehrs beitragen, da 
sie im Durchschnitt häufiger und weitere 
Wege mit dem eigenen Auto zurücklegen 
und öfter in den Urlaub reisen. In diesem 
Sinne ist Mobilität nicht nur eine Frage des 
Klimas, sondern auch eine soziale Frage 
(Daubitz 2011; VCÖ 2018a; Sander 2020).

Notwendig ist daher eine grundsätzliche 
Transformation der gesamten Mobilität, 
die sich an den «3 V» orientieren muss: Ver-
meidung, Verlagerung und Verbesserung. 
An erster Stelle muss die Vermeidung von 
Verkehr stehen, wo immer das möglich 
ist – beispielsweise durch die Förderung 
nahräumlicher Strukturen (die kurze We-
ge ermöglichen), lokaler Wirtschaftskreis-
läufe (die Transporte minimieren) oder ei-
ne stärkere Durchmischung von Wohnen, 

DIE STUDIE «SPURWECHSEL» 

HAT GEZEIGT, DASS UNTER 

ANDEREM IN DER SCHIENEN-

FAHRZEUGINDUSTRIE SOWIE  

IN DER BUSINDUSTRIE EIN 

ERHEBLICHES POTENZIAL  

FÜR ALTERNATIVE PRODUKTE  

UND DAMIT FÜR DIE 

SCHAFFUNG ALTERNATIVER 

ARBEITSPLÄTZE JENSEITS  

DER AUTOMOBIL- UND 

LKW-PRODUKTION BESTEHT.
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Arbeiten und Freizeit. Die Entwicklung hin 
zu immer weiteren Wegen für fast alle Ver-
kehrszwecke innerhalb der letzten Jahr-
zehnte (Infas et al. 2019) muss umgekehrt 
werden, da jeder motorisierte Verkehr 
letztlich das Klima schädigt. Die zweite Pri-
orität muss die Verlagerung von Verkehr 
weg vom MIV und Flugverkehr hin zu kli-
mafreundlicheren Verkehrsträgern des 
Umweltverbundes – Fußverkehr, Fahrrad-
verkehr und öffentlicher Verkehr – sein. 
Besonders der öffentliche Verkehr hat au-
ßerdem eine wichtige soziale Funktion: Er 
muss eine flächendeckende Grundversor-
gung gewährleisten und allen Menschen 
gleichermaßen eine Teilhabe an Mobilität 
ermöglichen. Und erst an dritter Stelle soll-
ten technische Verbesserungen und Effizi-
enzmaßnahmen stehen, die bisher meist 
im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit ste-
hen, aber aufgrund von Rebound-Effek-
ten oft nicht die erhoffte Wirkung entfalten 
und manchmal sogar das Gegenteil bewir-
ken können (VCÖ 2018b).

Diese Maßnahmen werden unter dem Be-
griff Mobilitätswende zusammengefasst, 
die über eine reine Verkehrswende mit – je 
nach Definition des Begriffs – einem rei-
nen Wechsel des Antriebssystems oder 
auch einer teilweisen Verlagerung auf an-
dere Verkehrsträger hinausgehen muss. Ei-
ne solche Mobilitätswende muss die öko-
logischen und die sozialen Auswirkungen 
des bestehenden Verkehrssystems glei-
chermaßen verbessern. Hierfür gibt es laut 
Umfragen eine sehr hohe Akzeptanz in der 
Bevölkerung: Keine Maßnahme zum Kli-
maschutz findet mehr Anklang als die For-
derung des Bundesumweltministeriums 
und des Umweltbundesamts (2015: 35): 

«Unsere Städte und Gemeinden werden 
gezielt so umgestaltet, dass die/der Einzel-
ne kaum noch auf ein Auto angewiesen ist, 
sondern ihre/seine Wege zu Fuß, mit dem 
Fahrrad oder mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln erledigen kann.» 

In einem nachhaltigen Verkehr der Zukunft 
muss das Auto eine deutlich geringere Rol-
le spielen als bisher, wo es fast 80 Prozent 
der Personenverkehrsleistung ausmacht. 
Das Gleiche gilt für den Lkw, der momen-
tan über 70 Prozent der Güterverkehrs-
leistung trägt (BMVI 2021). Es gibt jedoch 
bislang kaum ernsthafte Maßnahmen für 
eine Verlagerung dieses Verkehrs weg von 
der Straße, vielmehr wird fast ausschließ-
lich die Umstellung des Antriebssystems 
vom Verbrennungs- zum Elektromotor als 
vermeintliche Lösung diskutiert und po-
litisch gefördert. Einige Akteure bezeich-
nen bereits diese technische Umstellung 
als Transformation. Damit ist die Hoffnung 
verbunden, dass die bestehende Automo-
bilindustrie einfach andere Autos produ-
zieren wird, ohne allzu viel verändern zu 
müssen. Entsprechend setzen die Auto-
mobilhersteller seit einigen Jahren zuneh-
mend auf Elektroautos. Ähnliches gilt für 
die Lkw-Industrie, die an einer Umstellung 
auf Elektro- und Wasserstoffantrieb arbei-
tet. Allerdings lösen Elektroautos und an-
dere alternative Antriebe viele der beste-
henden Verkehrsprobleme nicht, und sie 
schaffen zudem neue Ressourcenproble-
me. Daher können Elektroautos und auch 
Lkw mit anderen Antrieben zwar Elemen-
te des Wandels hin zu einer nachhaltigen 
Mobilität sein – nämlich dort, wo es keine 
Alternativen zum Autoverkehr gibt, aber 
das Autoverkehrsaufkommen selbst muss 
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gleichzeitig in erheblichem Maße verrin-
gert werden (Knierim 2013). Dies stellt Au-
tomobil- wie Lkw-Industrie vor große He
rausforderungen und bedeutet den Verlust 
Tausender Arbeitsplätze.

Tatsächlich befindet sich die Automobilin-
dustrie schon jetzt in einer erheblichen Kri-
se. Es gibt bereits einen deutlichen Rück-
gang der Produktion und besonders die 
deutschen Autohersteller haben deutli-
che Überkapazitäten. Dazu kommen gro-
ße Imageprobleme durch den Dieselskan-
dal und das viel zu späte Umsteuern hin 
zu kleineren, ökologischeren Autos und 
alternativen Antrieben. Insbesondere die 
deutschen Hersteller haben noch lange 
auf große, schwere und verbrauchsinten-
sive Autos wie SUVs (engl. sport utility ve-
hicle) und Limousinen gesetzt und tun es 
teilweise noch immer, denn diese verspre-
chen kurzfristig die größten Gewinne. Ab-
gesehen von der ökologischen Problema-
tik könnte sich diese Strategie nun jedoch 
auch wirtschaftlich als nicht zukunftsfähig 
erweisen (Candeias/Krull 2022: 10 ff.).

Zu der aktuellen Krise kommt eine abneh-
mende Arbeitsintensität durch die zuneh-
mende Automatisierung der Produktion. 
Dies hat nur deswegen noch nicht zu ei-
nem größeren Verlust an Arbeitsplätzen 
geführt, weil bis vor Kurzem die Produk-
tionszahlen stetig stiegen (Köncke 2022: 
125 ff.). Hinzu kommt, dass für die Pro-
duktion von Elektroautos deutlich weniger 
menschliche Arbeit notwendig ist, weil ar-
beitsintensive Bereiche wie die Motoren- 
und Getriebeproduktion weitgehend weg-
fallen. Noch erwirtschaftet die deutsche 
Automobilindustrie mit 832.000 Arbeits-

plätzen (davon ca. 300.000 in der Zuliefe-
rindustrie) jährlich 134,9 Milliarden Euro 
und trägt damit (Stand 2019) 4,7 Prozent 
zur Bruttowertschöpfung der deutschen 
Wirtschaft bei (ebd.: 123 f.). Es zeichnet 
sich jedoch bereits ab, dass hier eine er-
hebliche Schrumpfung ansteht. Und auch 
global schätzen Wirtschaftsanalyst*innen 
die Aussichten für die Automobilindustrie 
negativ ein (AlixPartners 2020).

Das bedeutet, dass eine Transformation 
der Automobilindustrie dringend notwen-
dig ist und dass sie gestaltet werden soll-
te, um den unvermeidlichen Wegfall von 
Arbeitsplätzen abzufedern. Es ist daher zu 
begrüßen, dass die Gewerkschaften hier 
schon länger eigene Konzepte erarbeiten 
(IG Metall 2015) und sich im April 2021 mit 
Sozial- und Umweltverbänden sowie den 
Kirchen in einem Bündnis für eine sozial-
verträgliche Mobilitätswende zusammen-
geschlossen haben, um mit politischen 
Forderungen gemeinsam für eine sozi-
al-ökologische Transformation des Mobi-
litätssystems zu kämpfen (Bündnis sozial-
verträgliche Mobilitätswende et al. 2021).

Anders als bei der Kohleindustrie wäre bei 
der Automobilindustrie auch eine Konver
sion auf alternative Produkte möglich, oh-
ne notwendigerweise Standorte schließen 
zu müssen. Die Fabriken werden schon 
jetzt alle paar Jahre umgestellt, um neue 
Automodelle zu produzieren. Eine Umstel-
lung auf andere Produkte wie Busse oder 
Schienenfahrzeuge wäre zwar deutlich 
aufwendiger, aber ebenso möglich. Eine 
technisch gut ausgebildete Belegschaft 
würde einen erheblichen Standortvorteil 
gegenüber kompletten Neuansiedlungen 
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darstellen. Die Studie «Spurwechsel» (Can
deias/Krull 2022) hat gezeigt, dass unter 
anderem in der Schienenfahrzeugindustrie 
(siehe Kapitel 1.5) sowie in der Busindust-
rie ein erhebliches Potenzial für alternative 
Produkte und damit für die Schaffung al-
ternativer Arbeitsplätze jenseits der Auto-
mobil- und Lkw-Produktion besteht.

1.3 LUFTFAHRTINDUSTRIE – 
ABSTEIGEN!

Die grundsätzlichen Überlegungen zur 
Mobilitätswende in der Automobilindustrie 
gelten auch für die Luftfahrtindustrie. Der 
Luftverkehr ist in den letzten Jahrzehnten 
sogar noch wesentlich stärker gewachsen, 
er ist in der EU, aber auch weltweit der am 
schnellsten wachsende Teil des Personen-
verkehrs. Zwischen 1995 und 2017 hat sich 
die Personenverkehrsleistung1 im EU-Luft-
verkehr mehr als verdoppelt (+ 123 % – von 
347,9 auf 776,9 Mrd. Pkm) und der Ver-
kehrsmarktanteil (Modal Split) ist dabei 
von 6,5 auf 11,2 Prozent gestiegen (Euro-
pean Union et al. 2019). Damit hat der Luft-
verkehr auf europäischer Ebene die Bahn 
inzwischen weit hinter sich gelassen und 
ist nach dem Pkw-Verkehr der zweitwich-
tigste Verkehrsträger.

Die Emissionen klimaschädlicher Gase 
im Flugverkehr haben sich dadurch von 
83,0 Millionen Tonnen CO2-Äqivalenten im 
Jahr 1990 auf 174,3 Millionen Tonnen im 
Jahr 2017 mehr als verdoppelt (ebd.). Wie 
beim Straßenverkehr werden Effizienz-
maßnahmen wie technische Optimierun-
gen durch das immense Wachstum weit 
überkompensiert. Zudem ist eine Umstel-

lung des Flugverkehrs auf die Nutzung er-
neuerbarer Energien auf absehbare Zeit 
unmöglich und bislang nur bei Kleinflug-
zeugen technisch umsetzbar. Eine Opti-
on für den gewerblichen Flugverkehr sind 
lediglich strombasierte sogenannte Pow-
er-to-X-Kraftstoffe (z. B. über Elektrolyse 
hergestellter Wasserstoff), die aber eine 
schlechte Energiebilanz aufweisen und mit 
hohen Kosten verbunden sind (Heinemann 
et al. 2019).

Ein entscheidender Faktor für das Wachs-
tum des Luftverkehrs sind die massiven 
steuerlichen Vergünstigungen in Verbin-
dung mit den direkten und indirekten För-
derungen, die die Luftfahrtindustrie erhält: 
Flughäfen werden mit öffentlichen Mitteln 
gebaut und subventioniert (Mahler/Runkel 
2017) und Flüge sind im grenzüberschrei-
tenden Verkehr von der Mehrwertsteuer 
befreit, was EU-weit einer Subventionie-
rung in Höhe von 24 Milliarden Euro pro 
Jahr entspricht (Transport & Environment 
2018). Auch das Kerosin ist im Gegensatz 
zu anderen Energieträgern EU-weit steu-
erbefreit, was schon allein in Deutschland 
einer Subvention von 8,4 Milliarden Euro 
pro Jahr entspricht (Burger/Bretschnei-
der 2021). Hinzu kommt die weitgehende 
Ausnahme der Fluglinien vom EU-Emis-
sionshandel, da sie den größten Teil ihrer 
Emissionszertifikate kostenlos zugeteilt 
bekommen und nur einen geringen Teil 
selbst finanzieren. All diese Subventionen 
werden durch die inzwischen in den meis-
ten EU-Ländern auf Tickets erhobenen 

1  Die Personenverkehrsleistung wird in Personenkilometer (Pkm) 
angegeben: zurückgelegte Kilometer multipliziert mit der Zahl 
der Reisenden.
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Luftverkehrssteuern nur zu einem Bruch-
teil ausgeglichen.

Auch die Flugzeugindustrie ist in erheb-
lichem Maße von öffentlichen Subventi-
onen abhängig: Der größte europäische 
Hersteller Airbus profitiert von besonders 
zinsgünstigen öffentlichen Krediten, aber 
auch von Quersubventionen aus dem 
Rüstungsbereich (Airbus Defence, zu-
vor EADS). Besonders durch die globa-
le Konkurrenz zwischen Airbus und dem 
US-Hersteller Boeing, den beiden weltweit 
größten Flugzeugbauern, um deren Sub-
ventionspraktiken schon jahrelang vor der 
Welthandelsorganisation gestritten wird, 
werden die Preise für Flugzeuge künstlich 
niedrig gehalten – und Entwicklungen mit 
hohem wirtschaftlichem Risiko (z. B. Air-
bus A380 oder Boeing 737 Max) erst mög-
lich gemacht.

Auch in der Luftfahrtindustrie ist bereits ei-
ne Krise in vollem Gange – in diesem Fall vor 
allem aufgrund der Covid-19-Pandemie, die 
zu einem erheblichen Einbruch der Flugrei-
sen geführt hat. Im Zuge des Klimaschutzes 
ist eine nachhaltige erhebliche Schrump-
fung der Luftfahrtindustrie unumgänglich, 
da klimafreundliches Fliegen technisch un-
möglich bleibt (Kapfinger 2018). Mit rund 
41 Milliarden Euro Umsatz in Deutschland 
(vor der Corona-Krise) beträgt der wirt-
schaftliche Anteil der Luftfahrtindustrie 
rund ein Drittel des Anteils der Automo-
bilindustrie – allerdings mit deutlich gerin-
gerer Beschäftigungsintensität: Mit rund 
114.000 Beschäftigten (BDLI 2020) sind 
es weniger als ein Siebtel der in der Auto-
industrie Arbeitenden. Dabei ist die militäri-
sche Luftfahrt bereits eingerechnet.

Ähnlich wie bei der Automobilindustrie wä-
re auch bei der Luftfahrtindustrie die Kon-
version von Standorten auf alternative Pro-
dukte anstatt ihrer kompletten Schließung 
denkbar, und auch hier könnten die vielen 
gut ausgebildeten Mitarbeiter*innen einen 
Standortvorteil ausmachen. Möglicher-
weise könnten sogar einige Technologien 
aus der Luftfahrtindustrie für den Bau von 
Schienenfahrzeugen nutzbar gemacht wer-
den.

Im konkreten Betrieb findet bereits eine 
Konversion statt: Die Deutsche Bahn AG 
(DB) wirbt um Flugbegleiter*innen, Pi-
lot*innen und Techniker*innen, um ihrem 
eigenen Personalmangel entgegenzuwir-
ken, und hat bereits zahlreiche solcher 
Quereinsteiger*innen eingestellt (Spiegel 
Online 2021).

1.4 BAHNINDUSTRIE – 
EINSTEIGEN IN EINE NEUE 
INDUSTRIELLE BASIS!

Die Bahnindustrie ist ebenfalls eine starke 
Branche, auch wenn sie deutlich weniger 
öffentliche Aufmerksamkeit erfährt als an-
dere technische Branchen, insbesonde-
re die Automobilindustrie. Insgesamt sind 
rund 53.100 Personen (Stand 2020) in der 
deutschen Bahnindustrie direkt beschäf-
tigt, wobei sich die Zahlen in den letzten 
Jahren – mit Schwankungen – leicht posi-
tiv entwickelt haben. Hinzu kommen rund 
150.000 indirekt Beschäftigte in den Zu-
lieferbetrieben (Verband der Bahnindus
trie in Deutschland 2020: 6). Damit gibt die 
Bahnindustrie deutlich mehr Menschen 
Arbeit als die Luftfahrtindustrie und macht 
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immerhin rund ein Viertel der Beschäfti-
gung der Automobilindustrie aus, die mit 
ihren aktuell rund 832.000 Arbeitsplätzen 
(davon ca. 300.000 in der Zulieferindustrie) 
oft als Motor der deutschen Industrie dar-
gestellt wird (Köncke 2022: 123 f.). Insge-
samt beträgt der Anteil der Bahnindustrie 
mit Zulieferbetrieben rund 3,5 Prozent an 
den rund 5,7 Millionen Industriearbeits-
plätzen in Deutschland.

Die «World Rail Market Study» – eine vom 
Verband der europäischen Bahnindustrie 
Unife in Auftrag gegebene Studie – geht 
davon aus, dass der Markt für Produkte der 
Bahnindustrie auch in den nächsten Jah-
ren weiter stabil wachsen wird: Im wahr-
scheinlichsten Szenario wird bis 2025 ein 
jährliches Wachstum von 2,3 Prozent – 
bereits unter Berücksichtigung der Co-
vid-19-Krise – prognostiziert (Unife 2020). 
Auch die Schweizer Bank UBS geht von 
einem stabilen Wachstum der Bahnbran-
che von mindestens 2 Prozent jährlich aus 
(UBS 2020). Das Wirtschaftsministerium 
(BMWK 2021) bilanziert: «Insgesamt kann 
man von einer wirtschaftlichen Lage mit ei-
ner sehr guten Perspektive für die Zukunft 
sprechen», und ein Commerzbank-Analyst 
ruft gar den «Megatrend Schienenverkehr» 
(Fockenbrock 2021) aus.

Die Prognosen für die Bahnindustrie sind 
also ganz im Gegensatz zu den eher nega-
tiven Vorhersagen für die Automobilindu-
strie (vgl. AlixPartners 2020) und die Luft-
fahrtindustrie durchweg positiv. Eine echte 
Mobilitätswende im skizzierten Sinne (sie-
he Kapitel 1.3) könnte zu einem erheblichen 
zusätzlichen Wachstum führen und somit 
Tausende weitere Arbeitsplätze schaffen. 

EINE ECHTE MOBILITÄTSWENDE  

IM SKIZZIERTEN SINNE KÖNNTE  

ZU EINEM ERHEBLICHEN 

ZUSÄTZLICHEN WACHSTUM 

FÜHREN UND SOMIT TAUSENDE 

WEITERE ARBEITSPLÄTZE 

SCHAFFEN.
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Bei entsprechender Nachfragesteigerung 
bei den Bahnindustrieprodukten wäre ei-
ne Verdoppelung der Arbeitsplätze möglich 
(Knierim 2022). Gemeinsam mit der Bus- 
und der Fahrradindustrie könnte ein gro-
ßer Teil der in anderen Industrien wegfal-
lenden Arbeitsplätze aufgefangen werden 
(Candeias/Krull 2022: 396 ff.). Dabei könn-
ten viele Arbeitskräfte aus Branchen mit zu-
rückgehendem Bedarf direkt übernommen 
werden. Insbesondere Ingenieur*innen 
und Softwarespezialist*innen wären dabei 
für die Bahnindustrie von großem Interes-
se, da in diesen Bereichen schon jetzt ein 
Fachkräftemangel besteht. Zudem sind vie-
le Arbeitsanforderungen ähnlich – schließ-
lich geht es in beiden Branchen um die 
Entwicklung moderner und technisch kom-
plexer Fahrzeuge.

Würden die heute bestehenden Standor-
te der Bahnindustrie verstärkt werden, be-
deutete dies jedoch eine starke regiona-
le Verlagerung von Arbeitsplätzen. Denn 
die Automobilindustrie ist traditionell in 
Baden-Württemberg, Bayern und einigen 
Zentren weiter nördlich (z. B. Wolfsburg, 
Kassel, Rüsselsheim) stark, während die 
Schwerpunkte der Bahnindustrie bisher in 
Nordrhein-Westfalen, Berlin und Branden-
burg liegen (Neumann/Krippendorf 2016: 
15). Insofern würde sich eine gezielte Stär-
kung der vorhandenen Bahnindustriestand-
orte in Baden-Württemberg und Bayern so-
wie in Südniedersachsen anbieten, um die 
Übernahme von Arbeitskräften aus der Au-
tomobilindustrie zu vereinfachen.

In Deutschland wird der positive Trend 
für die Bahnindustrie durch die dringend 
anstehende Erneuerung der Schienenin-

frastruktur sowie durch das angestrebte 
Wachstum im Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV) und im Öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) sowie im Schienengü-
terverkehr verstärkt. Bis zum Ausbruch der 
Corona-Krise war tatsächlich eine deutli-
che Zunahme der Fahrgastzahlen feststell-
bar – angetrieben nicht zuletzt durch die 
zunehmenden Debatten um den Klima-
schutz. Die neue Bundesregierung strebt 
mit der Einführung des Deutschlandtakts 
eine Verdoppelung der Verkehrsleistung im 
Schienenverkehr bis 2030 und eine Steige-
rung des Marktanteils des Schienengüter-
verkehrs von derzeit 19 auf 25 Prozent an 
(SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021: 
49). Allerdings kann dieses Wachstum nur 
dann stattfinden, wenn eine ausreichende 
Finanzierung sichergestellt ist. Hier klaf-
fen traditionell die Absichtserklärungen 
und die tatsächlich zur Verfügung gestell-
ten Haushaltsmittel deutlich auseinander. 
Immerhin wurden in den letzten Jahren die 
Mittel für die Schiene etwas erhöht, etwa 
mit dem Abschluss der neuen Leistungs- 
und Finanzierungsvereinbarung (LuFV III), 
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einer Erhöhung der über das Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) verge-
benen Mittel sowie der Regionalisierungs-
mittel, aus denen der SPNV finanziert wird. 
In Anbetracht des gigantischen Investi-
tionsrückstaus reichen die Mittel für das 
Schienennetz aber bei Weitem nicht aus 
für eine wirkliche Trendwende. Hier sind in 
den nächsten Jahren wesentlich höhere In-
vestitionen notwendig.

Die deutsche Bahnindustrie erzielt einen 
Umsatz von rund 12 Milliarden Euro pro 
Jahr, davon fast zwei Drittel (63,3 %) im 
Inland und gut ein Drittel (36,7 %) im Aus-
land (VDB 2019: 4). Rund 8 Milliarden Eu-

ro des Umsatzes werden mit der Produkti-
on von Schienenfahrzeugen erzielt, rund 
4 Milliarden Euro mit Infrastrukturausrüs-
tungen. Das Inlandsgeschäft wird für die 
deutsche Bahnindustrie immer wichtiger; 
noch 2010 wurde mehr als die Hälfte des 
Umsatzes im Ausland erzielt (Neumann/
Krippendorf 2016: 18). Der weltweite Markt 
für Produkte der Bahnindustrie wird aktu-
ell auf rund 177 Milliarden Euro geschätzt, 
wovon der Service- und Instandhaltungs-
bereich mit 65 Milliarden Euro den größ-
ten Teil ausmacht, dicht gefolgt vom Neu-
bau von Eisenbahnfahrzeugen mit rund 
62 Milliarden Euro. Die Bahninfrastruktur 
ist der drittwichtigste Sektor (ca. 33 Mrd. 

INSGESAMT GEHÖREN IN DEUTSCHLAND ÜBER 1.000 UNTERNEHMEN 

DIREKT ODER INDIREKT ZUR BAHNINDUSTRIE. ZUDEM LASSEN SICH 
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FÜR DIE SCHWERE INSTANDHALTUNG IM GANZEN LAND BETREIBT.
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Euro), gefolgt von Leit- und Sicherungs-
technik (16,8 Mrd. Euro). Das weltweite 
Wachstum betrug zwischen 2017 und 2019 
durchschnittlich 3,6 Prozent pro Jahr (Uni-
fe 2020). Westeuropa steht dabei für knapp 
ein Drittel des weltweiten Marktes, der auf 
51 Milliarden Euro pro Jahr geschätzt wird 
(Fockenbrock 2021). Weitere große Bahn-
technik-Märkte sind China (ca. 26 Mrd. 
Euro), die USA (ca. 21 Mrd. Euro) und Russ-
land (ca. 16 Mrd. Euro), gefolgt von Japan 
und Indien (jeweils 7–8 Mrd. Euro) (Neu-
mann/Krippendorf 2016: 49). Dass die deut-
sche Bahnindustrie international eine wich-
tige Rolle spielt, zeigt unter anderem die 
alle zwei Jahre in Berlin stattfindende In-
noTrans als weltweite Leitmesse der Bran-
che (Siebert 2020).

Die größten in Deutschland aktiven Unter-
nehmen, die als Systemanbieter ganze Se-
rien von Fern- und Nahverkehrszügen, Lo-
komotiven und weiterer Bahntechnik im 
Angebot haben, sind Siemens Mobility, der 
französische Konzern Alstom S.A., der im 
Januar 2021 zusätzlich die deutschen Wer-
ke des kanadischen Bombardier-Konzerns 
übernommen hat, und die zum Schwei-
zer Hersteller Stadler Rail AG gehörende 
Stadler Deutschland GmbH. Ab 2022 ist 
voraussichtlich auch das spanische Un-
ternehmen CAF in Deutschland präsent, 
das zwei Plattformen für Nahverkehrszü-
ge (Talent-3 mit Produktion in Hennigsdorf 
bei Berlin und Coradia-Polyvalent mit Pro-
duktion in Reichshoffen) übernimmt, die 
Alstom im Zuge der Bombardier-Übernah-
me aufgrund der Wettbewerbsvorgaben 
der Europäischen Kommission abgeben 
musste. Hinzu kommen viele Spezialher-
steller und Zulieferbetriebe bis hin zu klei-

nen und Kleinstbetrieben für Spezialpro-
dukte. Insgesamt gehören in Deutschland 
über 1.000 Unternehmen direkt oder indi-
rekt zur Bahnindustrie. Zudem lassen sich 
Teile der Deutsche Bahn AG hinzuzählen, 
die mehrere Werke für die schwere In-
standhaltung (grundlegende Reparaturen 
oder Umbauten sowie Revisionen von Zü-
gen, Loks und Wagen) im ganzen Land be-
treibt. International ist der staatliche chine-
sische Hersteller CRCC seit einigen Jahren 
das mit Abstand größte Bahntechnikun-
ternehmen der Welt (Neumann/Krippen-
dorf 2016: 25 ff.), gefolgt von dem durch 
den Aufkauf der Bombardier-Bahnsparte 
auf Platz 2 aufgestiegenen französischen 
Alstom-Konzern und dem deutschen Un-
ternehmen Siemens Mobility auf Platz 3.

Die im Zuge der Mobilitätswende anste-
hende Reaktivierung vieler Bahnstrecken, 
die in den letzten Jahrzehnten stillgelegt 
wurden und nun wieder benötigt werden, 
um erstens wieder mehr Menschen an 
das Bahnnetz anzuschließen und zweitens 
Ausweichstrecken für Verkehre zu schaf-
fen (VDV 2020), könnte eine Wachstums
chance für die Bahnindustrie sein. Hin-
zu kommt die Elektrifizierung zahlreicher 
Bahnstrecken mit Oberleitungen, um einen 
klimafreundlichen und schnelleren Ver-
kehr zu ermöglichen (VDV 2017). Zudem 
besteht im deutschen Schienennetz ein er-
heblicher Instandhaltungsrückstau, und im 
Zuge der Ausweitung des Verkehrs bedarf 
es vieler neuer Züge unterschiedlicher Art.

Wie in anderen Branchen besteht auch 
in der Bahnindustrie ein grundsätzlicher 
Trend hin zu Automatisierung und Digita-
lisierung («Mobility 4.0»). So wird die Zug

https://www.mobility.siemens.com/global/de.html
https://rail.bombardier.com/en/about-us/worldwide-presence/germany/de.html
https://www.stadlerrail.com/de/ueber-uns/standorte/stadler-deutschland-gmbh/4/
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sicherung auf digitale Systeme wie das Eu-
ropean Rail Traffic Management System/
European Train Control System (ERTMS/
ETCS) umgestellt und auf digitale Stell-
werkstechnik umgerüstet. Zudem werden 
digitale Fahrgastinformations- und Bu-
chungssysteme sowie digitale automati-
sche Kupplungen im Güterverkehr sowie 
On-Board-Systeme in Güterwagen ein-
geführt. Die Erneuerung der Infrastruktur 
spielt in Deutschland eine besonders gro-
ße Rolle, da große Teile des Streckennet-
zes sowie der Leit- und Sicherungstechnik 
erheblich veraltet und teilweise seit über 
100 Jahren in Betrieb sind. Auf einigen 
Strecken sind sogar noch mechanische 
Stellwerke aus der Kaiserzeit im Einsatz.

Ein weiteres aktuelles Entwicklungsfeld 
sind neue, klimafreundliche Antriebe alter-
nativ zum Dieselantrieb auf Strecken ohne 
Oberleitungen. Die meisten Zughersteller 
setzen hier auf Oberleitungs-/Akku-Hy
bridtriebwagen, die kürzlich die Serienrei-
fe erlangt haben und wie normale Elektro
triebwagen unter einer Oberleitung fahren, 
dabei aber gleichzeitig den eingebauten 
Akku aufladen können. Mithilfe dieses Ak-
kus können sie dann bis zu 140 Kilometer 
ohne Oberleitung überbrücken, was für die 
meisten Regionalstrecken in Deutschland 
ausreichend ist. Zu diesem Zweck müs-
sen allerdings teilweise Oberleitungen ver-
stärkt oder «Elektrifizierungsinseln» zum 
Nachladen gebaut werden. Die zweite al-
ternative Technologie ist der Antrieb mit 
Wasserstoff und Brennstoffzellen, den Sie-
mens und Alstom anbieten und der aktu-
ell in Norddeutschland im Betrieb getes-
tet wird. Energie- und Kostenbilanz dieser 
Technologie sind jedoch ungünstiger als 
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bei Oberleitungs-/Akku-Hybridtriebwa-
gen – daher wird sie voraussichtlich nur auf 
sehr langen Strecken ohne Oberleitungen 
zum Einsatz kommen (Klebsch et al. 2020). 
Die Elektrifizierung mit Oberleitungen 
bleibt für viele Strecken die erste Wahl. Sie 
erfordert zwar höhere Investitionen; diese 
rechnen sich aber langfristig bei ausrei-
chend dichtem Betrieb. Zudem sind Stre-
cken mit Oberleitung für jeglichen Verkehr 
als Ausweich- oder Umleitungsstrecken 
nutzbar, während Strecken ohne Oberlei-
tung nur von entsprechend ausgestatteten 
Zügen genutzt werden können.

Im Schienengüterverkehr werden zuneh-
mend moderne Waggons nachgefragt, 
die für veränderte Transportmuster be-
nötigt werden. So werden statt Massen-
gut-Transportwagen mehr Wagen zum 
Laden von Containern und Lkw-Trailern 
produziert, zudem sind leise Drehgestelle 
und Bremsen – auch aufgrund der gesetz-
lichen Vorgaben – inzwischen Standard. 
Die flächendeckende Einführung der digi-
talen automatischen Mittelpufferkupplung 
könnte zukünftig ein einfacheres, billigeres 
und schnelleres Rangieren von Wagen mit 
geringerem Personaleinsatz ermöglichen. 
Die Hoffnung ist, dass damit der Einzelwa-
genverkehr auf der Schiene wieder wirt-
schaftlicher wird und dadurch verstärkt 
kleinere Transportmengen auf die Schie-
ne verlagert werden (Nikutta 2020). Elek
tronische On-Board-Units auf Güterwagen 
lassen sowohl eine Überwachung des In-
halts (z. B. der Kühlung) als auch eine Po-
sitionsverfolgung der Güterwagen zu. All 
dies macht eine entsprechende elektro-
nische Infrastruktur etwa in den Rangier-
bahnhöfen notwendig – insgesamt ein wei-

teres potenzielles Wachstumsfeld für die 
Bahnindustrie (TIS 2019).

Infolge der Covid-19-Pandemie sanken die 
Fahrgastzahlen im SPNV und im ÖPNV seit 
März 2020 erheblich. Um die Nähe zu ande-
ren Menschen in öffentlichen Verkehrsmit-
teln zu vermeiden, stiegen viele Menschen 
auf das eigene Auto oder das Fahrrad um, 
und zahlreiche Wege fielen durch Home
office und Videokonferenzen komplett weg 
(Zehl et al. 2020). Die langfristigen Auswir-
kungen sind heute kaum abschätzbar. Die 
Bahnindustrie selbst erwartet jedoch eine 
schnelle Rückkehr der Nachfrage auf der 
Schiene nach der Pandemie und damit ei-
ne stabile Nachfrage nach ihren Produkten. 
Sie sieht sich auch in Anbetracht der Krise 
als «resiliente Zukunftsindustrie» (Möbius 
2020).

Neben dem zu erwartenden Wachstum 
der klassischen Bahnindustrien lassen sich 
weitere Chancen im Randbereich ausma-
chen, die ebenfalls zusätzliche Arbeitsplät-
ze schaffen könnten:

–	� Um den öffentlichen Verkehr möglichst 
vollständig mit erneuerbaren Energien 
betreiben zu können und die Luft in den 
Städten sauber zu halten, ist die Aus-
stattung mit Oberleitungen und kom-
binierten Oberleitungs-/Akku-Fahrzeu-
gen auch im nicht-schienengebundenen 
ÖPNV sinnvoll. Daher ist eine Renaissan-
ce von O-Bus-Systemen anzustreben, 
die im Innenstadtbereich, wo viele Linien 
entlanggeführt werden, mit Oberleitun-
gen funktionieren und in Randbereichen 
ohne Oberleitungen mit der Energie aus 
den Akkus fahren. Diese Kombination 
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ermöglicht im Vergleich zu reinen Bat-
terie-Bussen den ökonomischeren Ein-
satz der deutlich kleineren Akkus sowie 
längere Laufzeiten bei gleichzeitig über-
schaubaren Investitionen. Für solche Lö-
sungen wären sicherlich Technologien 
aus der Bahnindustrie gefragt – und in 
Kooperation mit Busherstellern effizient 
zu realisieren.

–	� Auch die für die Bahnindustrie entwi-
ckelten Leit- und Sicherungssysteme so-
wie Telematiklösungen könnten in modi-
fizierter Form möglicherweise auch im 
nicht-schienengebundenen ÖPNV zum 
Einsatz kommen. Diese Strategie ver-
folgt Siemens Mobility bereits mit der In-
tegration beider Sparten.

–	� Die Deutsche Bahn wäre prädestiniert 
dafür, selbst in erheblichem Umfang in 
die Produktion von erneuerbaren Ener-
gien einzusteigen. Sie verfügt mit der 
Schieneninfrastruktur über gigantische 
Flächen im ganzen Land, zudem befin-
den sich entlang der Schienenstrecken 
regelmäßige Einspeisepunkte, in die 
Energie etwa aus Fotovoltaikanlagen an 

Bahnanlagen (z. B. Lärmschutzwände, 
Dächer von Gebäuden) oder aus nahe an 
Schienenstrecken aufgestellten Wind-
kraftanlagen eingespeist werden könn-
te. Damit könnte die Bahn zum Vorreiter 
beim Klimaschutz werden (Knierim et al. 
2021: 65 ff.). In geringerem Umfang lie-
ße sich eine ähnliche Strategie auch von 
anderen öffentlichen Verkehrsbetrieben 
umsetzen. Dies würde erhebliche zusätz-
liche öffentliche Mittel erfordern, die aber 
im Sinne von Klimaschutz und Nachhal-
tigkeit sinnvoll angelegt wären und zu-
dem weitere zukunftsfähige Arbeitsplät-
ze in der Produktion und Instandhaltung 
dieser Anlagen schaffen könnten.

In jedem Fall wird die Bahnindustrie in den 
nächsten Jahren zu den wachsenden Bran-
chen gehören, wo neue Arbeitsplätze ent-
stehen werden. In welchem Maße dies 
geschehen wird, hängt jedoch erheblich 
davon ab, welche politischen Maßnahmen 
getroffen werden und ob es tatsächlich zu 
einer Mobilitätswende in der oben skizzier-
ten Weise kommt.

ALLERDINGS KANN DIESES WACHSTUM NUR DANN 

STATTFINDEN, WENN EINE AUSREICHENDE 
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2 STRUKTUREN FÜR EINE  
GELINGENDE TRANSFORMATION

2.1 DIE ROLLE DER  
BESCHÄFTIGTEN –  
MEHR PARTIZIPATION

Die Klimaproteste der letzten Jahre wer-
den von den Beschäftigten der Industrien, 
die in diesem Zuge schrumpfen oder lang-
fristig ganz verschwinden sollen, intensiv 
wahrgenommen. Ein Teil von ihnen lehnt 
das Anliegen grundsätzlich ab und stellt 
die Legitimation der für Klimaschutz Pro-
testierenden infrage, während viele andere 
das Anliegen grundsätzlich teilen und auch 
selbst über eine Transformation im persön-
lichen Bereich – etwa beim Konsum – nach-
denken bzw. sie praktizieren (Candeias 
et al. 2019: 98 ff.). Innerhalb der Gewerk-
schaften, insbesondere der IG Metall, und 
mit Umweltverbänden gab es schon in den 
1990er-Jahren eine große Debatte dazu, 
wie die Automobilindustrie hin zu nach-
haltigeren Produkten – über einen Wech-
sel des Antriebssystems zum Elektromo-
tor hinaus – umgestaltet werden könnte 
(IG Metall/DNR 1992). Während die deut-
sche Automobilindustrie in den Folgejah-
ren stetig neue Verkaufsrekorde erzielte, 
wurden diese Überlegungen jedoch kaum 
fortgeführt. Aktuell wird auch im gewerk-
schaftlichen Rahmen wieder zunehmend 
über eine solche Transformation diskutiert, 
und viele Beschäftigte aus der Branche se-
hen hier eine Chance, den Wandel aktiv 

mitzugestalten. Die Gewerkschaften tre-
ten inzwischen selbst mit politischen For-
derungen nach einer sozial-ökologischen 
Transformation des Mobilitätssystems an 
die Öffentlichkeit (Bündnis sozialverträgli-
che Mobilitätswende et al. 2021).

Besonders tiefgreifend ist dieser Struk-
turwandel in den Regionen, in denen be-
stimmte Industrien bislang eine sehr große 
Rolle spielen. Im Zuge des Kohleausstiegs 
betrifft das insbesondere die klassischen 
Kohleregionen in Nordrhein-Westfalen, in 
der Lausitz (ausführlich dargestellt in Ka-
pitel 3 dieser Arbeit) und in Mitteldeutsch-
land. In einigen Jahren könnten große Au-
tomobilstandorte wie Wolfsburg oder die 
Region um Stuttgart ebenfalls stark vom 
Strukturwandel betroffen sein – ähnlich wie 
die «Motor City» Detroit, die 2013 für bank-
rott erklärt wurde. In solchen stark betroffe-
nen Regionen ist es besonders wichtig, die 
Menschen in die Debatten um die Trans-
formation einzubeziehen, zumal es bisher 
kein Patentrezept dafür gibt, wie dieser 
Wandel in einer Weise gelingen kann, dass 
diese Regionen eine Zukunft jenseits der 
bisherigen industriellen Prägung haben. 
Im Rahmen des Kohleausstiegs wird dies 
mittels entsprechender Förderprogramme 
für alternative Arbeitsplätze und regionale 
Strukturen sowie einer breiten Bürgerbe-
teiligung versucht. Es muss sich aber erst 
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noch erweisen, ob dies erfolgreich ist und 
es gelingt, dass die Menschen vor Ort den 
Strukturwandel tatsächlich mittragen und 
sich mit dem Transformationsprozess iden-
tifizieren.

Ziel der Bemühungen muss es sein, dass 
direkt Beschäftigte wie indirekt Betroffe-
ne die anstehende Transformation nicht 
als Bedrohung empfinden, sondern idea-
lerweise als Chance verstehen können. Bei 
vergangenen industriellen Umbrüchen – et-
wa dem Niedergang der Schwerindustrie 
im Ruhrgebiet oder dem Zusammenbruch 
des Schiffbaus in den deutschen Hafen-
städten – scheint dies kaum gelungen zu 
sein. In vielen betroffenen Städten ist die 
Arbeitslosigkeit bis heute hoch und es wird 
noch immer nach neuen Perspektiven ge-
sucht. Es wäre zu wünschen, dass dies bei 
der anstehenden Transformation zur Be-
grenzung des Klimawandels besser gelingt. 
Ansätze in diese Richtung könnten sein:

–	� Eine Produktionsumstellung bestehen-
der Betriebe auf neue, nachhaltigere Pro-
dukte (z. B. von der Produktion von Au-
tos und Lkw auf Fahrzeuge des ÖPNV): 
Da dies die Betriebe vielfach nicht selbst 
ermöglichen können, sind hierzu öffentli-
che Förderprogramme notwendig.

–	� Die gezielte Neuansiedlung von Be-
trieben in Regionen, in denen attrakti-
ve alternative Arbeitsplätze entstehen 
können – auch dies mit öffentlicher För-
derung.

–	� Staatliche Übergangs- und Weiterbil-
dungsgelder, um den Beschäftigten den 
Übergang zu ermöglichen und etwai-
ge Zwischenzeiten der Arbeitslosigkeit 
und Umschulung abzupuffern. Auch 
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ein Transformations-Kurzarbeitergeld 
(IG Metall 2019) könnte dabei helfen.

–	� Vereinbarungen zwischen schrumpfen-
den und neu entstehenden bzw. expan-
dierenden Betrieben für den gezielten 
Übergang von Beschäftigten und dafür 
notwendige Weiterbildungen.

–	� Fördermaßnahmen zur Verbesserung 
der Strukturen in den betroffenen Regio-
nen, damit diese auch nach dem Wandel 
lebenswert bleiben – oder eine höhere 
Lebensqualität gewinnen. Dazu müssen 
die betroffenen Regionen stärker im Sin-
ne einer echten Bürgerbeteiligung einbe-
zogen werden.

Einige der genannten Ansätze werden in 
Kapitel 3 der Untersuchung am Beispiel 
des Strukturwandels in der Lausitz konkret 
dargestellt. Dort zeigt sich jedoch, dass 
Projekte der bewussten Gestaltung der 
Transformation auch scheitern können – 
wie beispielsweise die Ansiedlung von Pro-
duktionsstätten für Anlagen erneuerbarer 
Energien (siehe Kapitel 3.2).

Entscheidend für das Gelingen der Trans-
formation ist die Einbeziehung der Beschäf-
tigten und der betroffenen Regionen ins-
gesamt: erstens, um das Wissen und die 
Ideen aller Beteiligten nutzbar zu machen, 
und zweitens, um den Transformations-
prozess zu einem gemeinsamen zu ma-
chen, der nicht als «von außen» wahrge-
nommen wird. Dazu müssen die Verfahren 
entsprechend offen gestaltet werden, denn 
eine nur scheinbare Beteiligung ohne ech-
te Mitbestimmungsmöglichkeiten führt zu 
Frustration, Rückzug und Opposition ge-
gen den Transformationsprozess. Konkret 
bedeutet das die Ausweitung der betriebli-

chen Mitbestimmung besonders in der tat-
sächlichen Transformationssituation, in der 
es um die Zukunft der Beschäftigten geht, 
und den Aufbau und die Unterstützung von 
Strukturen der Bürgerbeteiligung. Im Rah-
men des Strukturwandels in der Lausitz 
sind auf diese Weise wichtige Akteure ent-
standen, die den dortigen Prozess aktiv mit-
gestalten (siehe Kapitel 3.1).

2.2 DIE ROLLE DER ÖFFENTLICHEN 
HAND – NACHHALTIGKEIT UND 
WIRTSCHAFTLICHKEIT

Bei der Gestaltung der sozial-ökologischen 
Transformation spielt der Staat bereits jetzt 
eine wichtige Rolle. Er hilft einerseits auf der 
individuellen Ebene durch die Förderung 
von Aus- und Weiterbildungsprogrammen, 
die Beschäftigte für neue Aufgaben in ande-
ren Bereichen qualifizieren. Bei schwierigen 
Auftragslagen soll zudem das Kurzarbeiter-
geld dafür sorgen, dass Arbeitsplätze erhal-
ten bleiben. Gleichzeitig greift der Staat auf 
institutioneller Ebene ein, indem Betriebe 
bei der Neuansiedlung oder bei Erweite-
rungen und Umstellungen direkt gefördert 
werden. Im Zuge des Kohleausstiegs ist mit 
dem Strukturstärkungsgesetz ein Förder-
programm mit insgesamt 40 Milliarden Eu-
ro zur Unterstützung der betroffenen Regi-
onen aufgesetzt worden (Bundesregierung 
2020b).  Die Gelder werden für die Verbes-
serung der regionalen Bedingungen einge-
setzt und nur in Ausnahmefällen für die di-
rekte Förderung von Unternehmen.

Fraglich ist jedoch, ob diese Maßnahmen 
ausreichen, um die Transformation abzu-
federn. Diese Frage stellt sich aktuell vor 
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allem in den Kohleregionen, mittelfristig 
jedoch in weit größerem Maßstab – wenn 
es darum geht, die gesamtdeutsche Wirt-
schaft sozial-ökologisch umzugestalten. 
Es wäre denkbar, dass der Staat solche Un-
ternehmen übernimmt bzw. sich an den
jenigen beteiligt, die transformiert werden 
sollen, um ohne kurzfristige Profitinteres-
sen den Wandel besser gestalten zu kön-
nen und Arbeitsplätze zu erhalten. Eine 
solche (Teil-)Übernahme könnte entwe-
der zeitlich limitiert für eine Übergangs-
phase oder mit einer langfristigeren Pers
pektive erfolgen. Alternativ könnte der 
Staat bestehende Bundesunternehmen 
für solche Unternehmensbeteiligungen 
oder -übernahmen nutzen oder um gezielt 
Standorte in solchen Regionen aufzubau-
en, in denen Arbeitsplätze in anderen Be-
trieben verloren gegangen sind.

Momentan wird kaum über Betriebsüber-
nahmen durch die öffentliche Hand debat-
tiert. Einige erinnert dies wohl zu sehr an die 
«Volkseigenen Betriebe» der DDR (VEB), 
die vielfach als ineffizient und altmodisch 
gelten. Und hat sich der Staat während 
der Privatisierungswelle der 1990er-Jahre 
nicht ganz bewusst aus vielen öffentlichen 
Unternehmen zurückgezogen, um in im-
mer mehr Bereichen eine privatwirtschaft-
liche Dynamik zu ermöglichen? Tatsäch-
lich haben sich viele dieser Privatisierungen 
nicht bewährt, da private Interessen dem 
öffentlichen Interesse insbesondere bei 
Unternehmen der Daseinsvorsorge oft zu-
widerlaufen (Weizsäcker 2006). Zahlreiche 
Kommunen haben daher ihre zwischenzeit-
lich privatisierten Versorgungsunterneh-
men (z. B. Wasserbetriebe oder Abfallent-
sorgungsbetriebe) wieder in die öffentliche 

Hand zurückgeführt – oft mit großen fi-
nanziellen Verlusten. Und während die Ab-
lehnung des Börsengangs der Deutschen 
Bahn vor rund 15 Jahren noch als Meinung 
des eher linken politischen Spektrums galt, 
sind heute auch viele Konservative froh da-
rüber, dass das größte Bundesunterneh-
men nun eine politische Handlungsoption 
bietet, die im Zuge der Mobilitätswende mit 
einer erheblichen Verlagerung von Verkehr 
auf die Schiene immer wichtiger wird. Spä-
testens im Zuge der Covid-19-Krise hätten 
wir vermutlich eine Debatte über die Rück-
verstaatlichung der Bahn geführt, um den 
Verkehr aufrechterhalten zu können. Eine 
solche faktische Verstaatlichung wurde 
beispielsweise im Privatisierungs-Muster-
land Großbritannien mit der Neugründung 
der Great British Railways durchgeführt 
(Shapps/Williams 2021).

Im Zuge der anstehenden sozial-ökologi-
schen Transformation sollte stärker disku-
tiert werden, welche Rolle öffentliche Un-
ternehmen hierbei einnehmen können und 
müssen. In bestimmten Bereichen können 
sie ein wichtiges Instrument staatlichen 
Handelns sein, weil sie eine direktere Ein-
flussnahme in öffentlichem Interesse er-
möglichen, als dies bei privaten Unter-
nehmen der Fall ist. Dabei kann der Staat 
zum Innovationstreiber werden, indem er 
die längerfristige Entwicklung neuer Tech-
nologien fördert, die nicht sofort unter der 
Maßgabe wirtschaftlicher Verwertbarkeit 
steht. So soll die «Bauhütte 4.0» in Berlin 
trotz bestehender Kapazitätsmängel in der 
Bauindustrie die Etablierung innovativer 
Holzbau-Technologien für bezahlbares, kli-
maneutrales Bauen in der Stadt voranbrin-
gen (Chora Conscious City 2019).
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Zudem stellt sich die Frage, ob der Staat 
stärker in die Herstellung von Schienen-
fahrzeugen und anderen ÖPNV-Verkehrs-
mitteln (z. B. E-Busse) intervenieren sollte, 
um die im Zuge der Transformation not-
wendige starke Ausweitung des öffentli-
chen Verkehrs (Candeias 2020; Candeias/
Krull 2022: 398 ff.) möglichst schnell um-
setzen zu können. So wäre es denkbar, 
neue Fahrzeuge in sehr viel engerer Zu-
sammenarbeit zwischen den – meist öf-
fentlichen – Betreibern, allen voran der 
Deutschen Bahn AG, und den Herstellern 
zu entwickeln. Dies wäre gar keine neue 
Idee – bis 1993 plante die Bundesbahn ih-
re Schienenfahrzeuge (z. B. die erste und 
zweite Baureihe des InterCity Express, ICE) 
in enger Kooperation mit den Herstellern, 
und mit der Entwicklung des neuen ICE 4 
hat die Deutsche Bahn AG wiederum eine 
deutlich engere Zusammenarbeit mit Sie-
mens und Bombardier/Alstom etabliert.

Auch bezüglich der Standorte, die von der 
Bahnindustrie aufgegeben werden sollen, 
könnte eine direkte staatliche Beteiligung – 

langfristig oder für eine Übergangsphase – 
sinnvoll sein. Aktuell stehen beispielsweise 
im Zuge der Übernahme des Bahnherstel-
lers Bombardier durch Alstom Teile der bei-
den Bahnwerke in Görlitz, Bautzen, Hen-
nigsdorf und Salzgitter zur Disposition; 
insgesamt sollen an den vier Standorten 
900 bis 1.300 Stellen abgebaut werden 
(MDR Online 2021). Auch in den Medien 
wird bereits über eine gezielte Verteilung 
der Kapazitäten unter öffentlicher Betei-
ligung spekuliert, da eigentlich eine Aus-
weitung der Produktion von Schienenfahr-
zeugen und Infrastruktur auf der Agenda 
steht.

«Warum nicht Produktionsvolumen zwi-
schen den drei großen Playern verteilen 
und Aufträge von Siemens und Stadler an 
schlecht ausgelastete Bombardier-Stand-
orte geben? Dazu den Staatskonzern Deut-
sche Bahn ins Boot holen, der ja die Ver-
kehrswende wesentlich mitgestalten soll; 
und zwar bestenfalls mit Lokomotiven und 
Waggons und Signaltechnik aus deutscher 
Produktion.» (Frese 2021)

IN BESTIMMTEN BEREICHEN KÖNNEN ÖFFENTLICHE UNTERNEHMEN  

EIN WICHTIGES INSTRUMENT STAATLICHEN HANDELNS SEIN, WEIL SIE 

EINE DIREKTERE EINFLUSSNAHME IN ÖFFENTLICHEM INTERESSE 

ERMÖGLICHEN, ALS DIES BEI PRIVATEN UNTERNEHMEN DER FALL IST. 

DABEI KANN DER STAAT ZUM INNOVATIONSTREIBER WERDEN, INDEM 

ER DIE LÄNGERFRISTIGE ENTWICKLUNG NEUER TECHNOLOGIEN 

FÖRDERT, DIE NICHT SOFORT UNTER DER MASSGABE 

WIRTSCHAFTLICHER VERWERTBARKEIT STEHT.
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Vorteil 1: Entwicklung nachhaltigerer  
Fahrzeuge

Eine stärkere staatliche Beteiligung an der 
Bahnindustrie könnte nicht nur dabei hel-
fen, Standorte mit langjähriger Erfahrung 
und Expertise zu retten und für die abseh-
bare Ausweitung der Produktion fit zu ma-
chen. Darüber hinaus könnte dadurch eine 
langfristigere und nachhaltigere Strategie 
für die Fahrzeugindustrie umgesetzt wer-
den. Heute entwickeln (private) Zugher-
steller regelmäßig neue Fahrzeugreihen, 
die stets mit technischen Innovationen 
und modernem Design aufwarten. Diese 
Züge werden dann von den Eisenbahn-
verkehrsunternehmen in den benötigten 
Stückzahlen bestellt, was starke zeitliche 
Schwankungen von Bestellungen und 
Auslieferungen zur Folge hat. Diese Pra-
xis verursachte in den letzten Jahren im-
mer wieder erhebliche Probleme. So gin-
gen zahlreiche neue Züge in Betrieb, die 
offensichtlich noch nicht abschließend 
entwickelt worden waren und quasi «beim 
Kunden erst reifen» mussten – mit ständi-
gen Software-Updates und anderen tech-
nischen Nachbesserungen. Des Weiteren 

sollten Züge der neuen Bombardier-Baurei-
he «Talent 2» längst in einigen Regionen im 
SPNV im Einsatz sein, hatten jedoch auf-
grund technischer Mängel noch keine Zu-
lassung und warteten in Abstellbahnhö-
fen auf ihren Einsatz. Und auch die neuen 
Doppelstock-InterCitys (IC2, ebenfalls von 
Bombardier) der Deutsche Bahn AG waren 
anfangs sehr unzuverlässig und fielen un-
ter anderem durch starkes Schwanken auf 
bestimmten Strecken und erhebliche Soft-
wareprobleme auf. Immer wieder blieben 
Züge liegen oder konnten gar nicht erst ab-
fahren – mit weitreichenden Konsequen-
zen für die Fahrgäste.

Vorteil 2: Bessere Planbarkeit  
der Produktion

Die dargestellte Praxis der Entwicklung 
neuer Baureihen und ihrer Bestellung 
durch die Verkehrsunternehmen birgt 
auch für die Bahnindustrie enorme Proble
me durch schlechte Planbarkeit: Neue Zü-
ge werden meist in großen Stückzahlen 
bestellt, wobei knappe Lieferzeiten ein-
gehalten werden sollen. Das bedeutet für 
die Bahnindustrie-Unternehmen kurze 
Fristen für die Fertigstellung, was zu den 
oben dargestellten Qualitätsmängeln bei-
trägt. Zu solchen Stoßzeiten werden dann 
oft zusätzliche Leiharbeiter*innen einge-
stellt und viele Überstunden abgeleistet. 
Nach der Auslieferung der Züge kommen 
aber nicht kontinuierlich Folgeaufträge he-
rein, zumal die Verkehrsunternehmen bei 
unterschiedlichen Herstellern ordern. Da-
her kann es nach einer solchen Auftrags-
welle zu einer Auftragsflaute kommen, 
sodass plötzlich Mitarbeiter*innen entlas-
sen werden müssen – wie aktuell in den 

AUCH BEZÜGLICH DER STANDORTE, 

DIE VON DER BAHNINDUSTRIE 

AUFGEGEBEN WERDEN SOLLEN, 

KÖNNTE EINE DIREKTE STAATLICHE 

BETEILIGUNG – LANGFRISTIG ODER 

FÜR EINE ÜBERGANGSPHASE – 

SINNVOLL SEIN.
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Alstom-Bahnwerken in der Lausitz (MDR 
Online 2021). Eine kontinuierlichere Pro-
duktion würde der Bahnindustrie und den 
dort Beschäftigten daher enorme Vorteile 
bringen und zudem einen Beitrag zur Qua-
litätssicherung leisten.

Vorteil 3: Bessere Kompatibilität  
der Fahrzeuge

Ein weiterer Nachteil der bisherigen Pra-
xis der Produktion unterschiedlicher Bau-
reihen ist die Inkompatibilität der Produk-
te untereinander: Züge unterschiedlicher 
Generationen und Baureihen können in 
den meisten Fällen nicht gekuppelt oder 
untereinander ausgetauscht werden. Bei 
«klassischen» Zügen (z. B. den noch heu-
te betriebenen älteren InterCity-Zügen der 
DB) war dies in aller Regel möglich und bil-
dete unter anderem die Grundlage für das 
Kurswagensystem mit zusätzlichen durch-
gehenden Verbindungen. Zudem ermög-
lichen international definierte Standards 
(UIC-Standards) die grenzüberschreiten-
de Kompatibilität von Zügen. Durch die 
wesentlich umfangreichere technische 
Ausstattung moderner Züge etwa mit 
Fahrgastinformations- und Kommunika-
tionssystemen ist diese Standardisierung 
faktisch obsolet geworden, da die Herstel-
ler hier jeweils Eigenentwicklungen umset-
zen und die Züge meist als Triebzüge kon-
zipieren, die als Einheit zusammenbleiben. 
Dadurch ist es heute kaum noch möglich, 
einen französischen TGV, einen deutschen 
ICE und einen spanischen AVE-Zug oder 
-Wagen zu kuppeln. Gleiches gilt für Nah-
verkehrszüge unterschiedlicher Hersteller, 
oft sogar für die verschiedenen Baureihen 
desselben Herstellers.

Plattformindustrie als Garant für eine 
nachhaltige, planbare und kompatible 
Fahrzeugproduktion

Wie deutlich geworden ist, spricht vieles 
dafür, langfristig einsetzbare und nach-
rüstbare, untereinander kompatible und 
damit letztlich nachhaltigere Züge zu pro-
duzieren. Dazu wäre es sinnvoll, eine Fahr-
zeugplattform zu entwickeln. Sie würde 
letztlich die «Hülle» des Zuges mit standar-
disierten und erweiterbaren, zukunftsfähi-
gen Schnittstellen zwischen den wichtigen 
Elementen darstellen. Die einzelnen Modu-
le dieser Plattform – Innenausstattung und 
technische Komponenten – könnten dann 
kontinuierlich und schrittweise angepasst 
und verbessert werden. Somit würden kei-
ne komplett neuen Baureihen entstehen, 
sondern die ausgelieferten Züge konti-
nuierlich verbessert werden – ohne jedes 
Mal erneut den «ganz großen Wurf» einer 
neuen Baureihe mit den damit verbunde-
nen technischen Problemen notwendig zu 
machen. Zudem wäre es somit möglich, 
die verbesserten und modernisierten Mo-
dule schrittweise in die Bestandsfahrzeuge 
zu integrieren, sie kontinuierlich zu verbes-
sern und weiterzuentwickeln – und damit 
große und teure «Redesigns» für bestimm-
te Baureihen zu ersetzen.

Aufgrund der unterschiedlichen Anfor-
derungen müssten vermutlich mehre-
re solcher Plattformen parallel geschaf-
fen werden – für den städtischen Verkehr 
(Straßen-, U- und S-Bahnen) sowie jeweils 
mindestens eine für den Regional- und 
den Fernverkehr. Möglicherweise müsste 
bei der letzteren Plattform nochmals zwi-
schen dem Fernverkehr mit mittleren Ge-
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schwindigkeiten (InterRegio/InterCity) und 
dem mit Hochgeschwindigkeit unterschie-
den werden, um zu vermeiden, dass die 
sehr teuren Konstruktionsanforderungen 
für Hochgeschwindigkeitszüge die gan-
ze Plattform unnötig verteuern. Bei jeder 
dieser Plattformen ginge es um eine große 
Anzahl an Zügen, die kontinuierlich weiter-
entwickelt werden könnten. Möglicherwei-
se könnte man die Schnittstellen auch so 
konzipieren, dass einzelne Module sogar 
zwischen den Plattformen austauschbar 
wären. Innerhalb der Nahverkehrs-Platt-
form könnte man vermutlich Doppelstock- 
und einstöckige Wagen von vornherein 
zusammendenken, was Siemens schon 
heute mit der «Desiro»-Baureihe umsetzt, 
deren Züge ein- und doppelstöckig (mit 
einstöckigen Triebwagen) erhältlich sind. 
Im Idealfall wären die Plattformen interna-
tional standardisiert (z. B. durch den inter-
nationalen Eisenbahnverband UIC), um die 
Kopplung von Zügen internationaler Her-
steller zu ermöglichen.

Die skizzierte Standardisierung könnte zu-
sätzlich den Nutzen haben, dass Fahrzeu-
ge im SPNV besser als heute in verschie-
denen Regionen einsetzbar wären. Aktuell 
beruhen die Fahrzeuge zwar oft auf den 
gleichen Baureihen, unterscheiden sich 
aber in eigentlich unwichtigen Details wie 
der Position der Toiletten im Zug oder der 
Ausgestaltung der Türbereiche. Ursache 
sind regionale Wünsche nach Funktionen, 
die letztlich den gleichen Zweck erfüllen, 
aber den Bau der Fahrzeuge unnötig ver-
teuern, weil jeweils nur eine kleine Men-
ge bestimmter Typen produziert wird, die 
zudem jeweils neu zugelassen werden 
müssen. Standardisierte Fahrzeuge wä-

ren in verschiedenen Regionen kompati-
bel einsetzbar. Dadurch würden nicht nur 
Entwicklungs- und Baukosten eingespart; 
die Fahrzeuge könnten einfacher überall 
eingesetzt werden – etwa wenn die Kapa-
zität auf bestimmten Strecken erweitert 
werden soll oder wenn das Antriebssys-
tem gewechselt wird (z. B. aufgrund des 
Baus einer Oberleitung). Dazu könnte ein 
bundesweiter Fahrzeugpool aufgebaut 
werden. Gleichzeitig wäre es weiterhin 
möglich, auf bestimmte Anforderungen 
einzugehen, etwa größere Fahrradabtei-
le oder eine erweiterte Akkuleistung zur 
Überbrückung von Strecken ohne Oberlei-
tung.

Die Grundidee des Plattformkonzepts ist 
nicht neu – Zughersteller greifen heute auf 
bestehende Entwicklungen zurück und 
verwenden Schnittstellen-Standards im 
Zug (z. B. «Train Communication Network» 
oder «Zugbus»). Die entscheidende Ver-
änderung würde jedoch darin bestehen, 
dass die Schnittstellen so standardisiert 
und erweiterbar ausgestaltet werden, dass 
einzelne Module langfristig kompatibel 
bleiben. Eine ähnliche Idee verfolgt die Fir-
ma Framework im IT-Bereich: Sie hat sich 
zum Ziel gesetzt, auch Notebook-Compu-
ter nachrüstbar und damit länger nutzbar 
zu machen. Auch hier soll die Weiterver-
wendung von Komponenten trotz Wei-
terentwicklungen anhand einer Plattform 
langfristig gesichert werden. Damit soll ein 
Beitrag zum Ressourcensparen und zum 
Klimaschutz geleistet werden. Auch hier 
ist es möglich, die Computer unterschied-
lich auszustatten – beispielsweise mit ver-
schiedenen Prozessoren oder Schnittstel-
len-Modulen (Newman 2021).
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Eine langfristige Planung des Bedarfs an 
neuen Zügen würde dann auch eine ver-
besserte Kapazitätsplanung in den Bahn-
werken ermöglichen. So könnten Auf-
tragswellen mit Fertigstellungsstress, 
Überstunden und Qualitätsmängeln auf 
der einen sowie Auftragsflauten mit Ent-
lassungen und Kurzarbeit auf der anderen 
Seite vermieden werden. Auch dies ist kei-
ne völlig neue Idee: Bereits zu Zeiten der 
Bundesbahn hat die damalige Systempart-
nerschaft zwischen Forschungs- und Ver-
kehrsministerium und der Bahnindustrie 
Kosten und Absatzrisiko für die Bahnindus-
trie minimiert (Waßmuth 2020).

Produkte der Bahntechnik werden im- und 
exportiert (siehe Kapitel 1.4) und es stellt 
sich die Frage, wie sich die skizzierte Um-
gestaltung der Produktion und eine stär-
kere öffentliche Beteiligung darauf aus-
wirken würden. Zunächst ist festzuhalten, 
dass hierdurch die parallele Entwicklung 
eigener Züge durch die Hersteller nicht ver-
hindert würde; diese könnten auch wei-
terhin exportiert werden. Die Entwicklung 
von Fahrzeugreihen im öffentlichen Auf-
trag könnte jedoch neue Impulse für den 
Schienenfahrzeugbau generell setzen. 
Bereits viele frühere Entwicklungen in Zu-
sammenarbeit mit der Bundesbahn (z. B. 
IC-Wagen, ICE 1 und 2) haben erheblich 
zur technischen Weiterentwicklung des 
Baus von Zügen beigetragen. Die beschrie-
bene Entwicklung einer Fahrzeugplattform 
im SPNV und ÖPNV könnte für den Tech-
nologietransfer insbesondere in Länder mit 
geringen Ressourcen interessant sein und 
auch dort einen Beitrag zur Verkehrsverla-
gerung auf die Schiene leisten.

Im dritten Teil der vorliegenden Arbeit wird 
anhand der Region Lausitz näher beleuch-
tet, wie der Transformationsprozess mit 
dem Ende der Kohleindustrie und anderer 
Schwerindustriebetriebe in Gang kommt 
und welchen Beitrag das dort geplante 
ICE-Instandhaltungswerk leisten kann.

VIELES SPRICHT DAFÜR, 

LANGFRISTIG EINSETZBARE  

UND NACHRÜSTBARE, 

UNTEREINANDER KOMPATIBLE 

UND DAMIT LETZTLICH 

NACHHALTIGERE ZÜGE ZU 

PRODUZIEREN.
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3  INDUSTRIEKONVERSION  
IN DER LAUSITZ

3.1 DIE LAUSITZ

Die Lausitz umfasst den Süden Branden-
burgs, den Nordosten Sachsens sowie ei-
nen polnischen Teil; sie ist sowohl durch 
Naturlandschaften (u. a. den Spreewald, die 
Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft 
und die Niederlausitzer Heidelandschaft) 
als auch durch Industrie geprägt. Auf rund 
13.000 km² leben circa 1,3 Millionen Men-
schen, davon etwa 350.000 auf der polni-
schen Seite. Zur deutschen Bevölkerung 
gehören die rund 60.000 Sorb*innen und 
Wend*innen als anerkannte Minderheit mit 
eigener Sprache, die seit Kurzem ein eige-
nes Parlament, den Serbski Sejm, haben. 
Der nördliche Teil der Lausitz wird auch als 
Niederlausitz bezeichnet, der südliche Teil 
als Oberlausitz. Die wichtigsten Städte im 
deutschen Teil der Lausitz sind Cottbus (ca. 
98.700 Einw.) und Görlitz (ca. 55.800 Einw.) 
sowie Bautzen, Hoyerswerda, Zittau und 
Eisenhüttenstadt. Auf polnischer Sei-
te kommen Żary (ca. 37.100 Einw.) sowie 
Zgorzelec und Lubań hinzu.

Die Lausitz ist eine traditionelle Industriere-
gion, die vor allem durch den Braunkohle
tagebau, die Kohleverstromung und die 
Stahlindustrie geprägt ist. Des Weiteren 
finden sich Betriebe der chemischen Indus-
trie, des Maschinenbaus sowie des Anla-
gen- und Fahrzeugbaus und der Glasindus-

trie, früher auch der Textilindustrie (siehe 
Abb. 1). Das mit Abstand größte Unterneh-
men der Region mit rund 8.100 Beschäftig-
ten ist die Lausitz Energie AG (LEAG2), die 
heute noch vier Braunkohletagebaue und 
drei Kraftwerke sowie Anlagen zur Braun-
kohleveredelung betreibt. Die indirekten 
Beschäftigungseffekte der Braunkohle
industrie durch Zulieferbetriebe werden 
auf weitere 13.000 Arbeitsplätze geschätzt. 
Der Anteil der Lausitz an der gesamtdeut-
schen Braunkohleförderung beträgt rund 
40 Prozent (Stand 2019). 

Der zweitgrößte Arbeitgeber der Region 
ist das Stahlwerk von ArcelorMittal in Ei-
senhüttenstadt mit rund 3.000 Beschäf-
tigten, gefolgt vom Chemiewerk der BASF 
(Schwarzheide) mit ca. 2.100 Beschäftigten. 
Der Industriepark Schwarze Pumpe um-
fasst etwa 110 Unternehmen mit 5.365 Be-
schäftigten. Auch die Bahnindustrie spielt 
eine wichtige Rolle in der Region mit zwei 
Standorten des Unternehmens Alstom (bis 
vor Kurzem Bombardier Transportation, ca. 
1.300 Beschäftigte in Görlitz und ca. 900 Be-
schäftigte in Bautzen) sowie der Deutschen 
Bahn AG, die in ihrem Cottbusser Werk bis-
her etwa 2.000 Menschen beschäftigt. Wei-

2  LEAG ist die gemeinsame Marke der Lausitz Energie Verwal-
tungs GmbH, Lausitz Energie Bergau AG und Lausitz Energie 
Kraftwerke AG.
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Quelle: Lausitzprogramm 2038: Staatskanzlei/Lausitz-Beauftragter des Ministerpräsidenten 2020: 9
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Abbildung 1: Braunkohletagebaue und -kraftwerke in der Lausitz,  
Anzahl der Beschäftigten und geplante Stilllegungen
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tere große Industriebetriebe sind Tenova Ta-
kraf (Lauchhammer, ca. 600 Beschäftigte) 
und das Turbinenwerk von Siemens (Görlitz, 
ca. 600 Beschäftigte). Bis Ende 2021 pro-
duzierte das Unternehmen Vestas Rotor-
blätter für Windenergieanlagen in Lauch-
hammer (ca. 460 Beschäftigte; siehe dazu 
Kapitel 3.2).

3.2 WIRTSCHAFTLICHE ENTWICK-
LUNG DER LAUSITZ SEIT 1989

Als durch die Schwerindustrie gepräg-
te Region florierte die Lausitz zu DDR-Zei-
ten – die Kraftwerke der Lausitz waren für 
die Energieversorgung des Landes zentral. 
Viele Städte der Lausitz wuchsen dadurch 
beträchtlich: So nahm die Einwohnerzahl 
von Cottbus von weniger als 40.000 nach 
dem Zweiten Weltkrieg auf fast 130.000 im 
Jahr 1989 zu. Mit der Wende wurden je-
doch durch die Schließung vieler Betriebe 
etliche Arbeitsplätze abgebaut. Von ehe-
mals über 80.000 Arbeitsplätzen im Kohle-
abbau, in den Kraftwerken und der weiter-
verarbeitenden Industrie gingen 90 Prozent 
verloren (Markwardt/Zundel 2017). Die-
se Entwicklung führte an vielen Orten zu 
einem erheblichen Wegzug von Bewoh-
ner*innen. Während 1995 noch mehr als 
1.430.000 Menschen im deutschen Teil der 
Lausitz lebten, waren es im Jahr 2015 noch 
knapp 1.170.000 – dies bedeutet einen Be-
völkerungsschwund von 18 Prozent in zwei 
Jahrzehnten. Bei den Menschen zwischen 
18 und 65  Jahren betrug dieser Anteil 
24 Prozent (entspricht 220.000 Menschen; 
ebd.: 18). Inzwischen leben in Cottbus we-
niger als 100.000 Menschen – damit hat die 
Stadt ihren Status als Großstadt verloren; 

Görlitz schrumpfte von rund 78.000 auf nur 
noch 56.000 Einwohner*innen.

Mit einem Indexwert von nur 87,7 Prozent 
des durchschnittlichen Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) der EU-27 gilt die Lausitz heu-
te als strukturschwach – analog zu anderen 
ostdeutschen Schwerindustrie-Regionen 
wie dem mitteldeutschen Kohlerevier (San-
der et al. 2021). Die Lausitz ist zwar immer 
noch von der Kohleindustrie geprägt; de-
ren Anteil beträgt jedoch heute nur noch 
knapp fünf Prozent des Einkommensteuer-
aufkommens (Candeias et al. 2019: 15–32).

Seit den 1990er-Jahren gab es immer wie-
der Versuche, Betriebe in der Lausitz neu 
anzusiedeln, um Arbeitsplätze zu schaffen 
und die Attraktivität der Region wieder zu 
erhöhen. Allerdings waren nicht alle dieser 
Projekte erfolgreich.

–	� Die Cargolifter AG wurde 1996 gegründet, 
um Lasten-Luftschiffe für bis zu 160 Ton-
nen schwere Frachten zu entwickeln und 
zu bauen. Dazu wurde im Jahr 2000 im 
Brandenburgischen Brand die größte frei-
tragende Halle der Welt als Werfthalle 
fertiggestellt. Das Unternehmen ging je-
doch 2002 in die Insolvenz, und die fast 
500 Mitarbeiter*innen in Brand und Berlin 
verloren ihre Jobs. Die Halle wurde 2004 
zu einem Freizeitpark umgebaut.

–	� Der Lausitzring EuroSpeedway Lausitz 
ist eine Rennstrecke im südlichen Teil der 
Niederlausitz. Auch dieses insgesamt 
158 Millionen Euro teure Projekt, das 
vom Land Brandenburg mit 123 Millio-
nen Euro getragen wurde, ging 2002 in 
die Insolvenz. Es wurde später durch ei-
ne neue Betreiberstruktur aufgefangen.
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–	� Die Ansiedlung des Windkraftanlagen-
herstellers Vestas in Lauchhammer mit 
einem Werk für Rotorblätter wurde 2002 
als großer Erfolg gefeiert – dabei flossen 
auch viele Millionen Euro öffentlicher 
Fördermittel. Die Produktion von Anla-
gen für erneuerbare Energien ist eigent-
lich im Sinne einer nachhaltigen Trans-
formation. Hier war sie sogar doppelt 
symbolisch, weil das Werk eine frühere 
Fabrik für Kohlebriketts ersetzte. Schon 
2019 mussten jedoch wegen des stark 
rückläufigen Baus neuer Windkraftan-
lagen Arbeitsplätze abgebaut werden. 
Ende 2021 musste das Werk komplett 
schließen und 460 Mitarbeiter*innen 
verloren ihre Jobs.

–	� Am Rande der Lausitz, aber mit positiven 
Effekten für die Region, galt die Ansied-
lung mehrerer Fabriken für die Produk
tion von Fotovoltaikanlagen in Frankfurt/
Oder mit mehreren Tausend Arbeits-
plätzen einst als Vorzeigeprojekt für ei-
ne nachhaltige Industrietransformation. 
Doch auch hier wurden Produktionsstät-
ten ab 2012 (beginnend mit den beiden 
Werken von First Solar) stillgelegt; 2019 
wurde das Astroenergy-Werk als letztes 
der Branche geschlossen. Auch in die-
sem Fall führte der stockende Ausbau 
erneuerbarer Energien zum Zusammen-
bruch einer Industrie, die einst als zu-
kunftsfähig galt.

–	� In einem weiteren Vorzeigeprojekt – dem 
Cottbusser Fahrzeuginstandhaltungs-
werk der Deutschen Bahn AG – wurden 
bis 2021 Dieselloks zu Hybridloks um-
gebaut. Dieses Projekt – zusammen mit 
weiteren Projekten der schweren Fahr-
zeuginstandhaltung von Lokomotiven 
und Umrüstungen auf moderne Antrie-

be – sicherte dem Werk mit insgesamt 
426 Beschäftigten mehrere Jahre das 
Überleben. Die DB AG hat jedoch ihre 
Strategie der Umstellung auf erneuer-
bare Energien geändert. Statt der Hy-
bridloks sollen zukünftig alternative 
Kraftstoffe zum Einsatz kommen. Die 
bestehende Halle soll allerdings für die 
Instandhaltung von Diesellokomotiven 
und Fahrzeugen der Netztechnik weiter 
genutzt  werden.

–	� Viele der brachliegenden Industrieflä-
chen der Lausitz wurden und werden für 
Fotovoltaikanlagen umgenutzt, sodass 
die Lausitz auch weiterhin von großer 
Relevanz für die Produktion von elektri-
scher Energie ist – allerdings sind damit 
nur relativ wenige Arbeitsplätze verbun-
den. Inzwischen gibt es mehrere gro-
ße Solarparks, etwa bei Finsterwalde 
(82 MW Spitzenleistung), Senftenberg 
(78 MW) und Lieberose (52 MW). Der 
neue «Energiepark Lausitz» soll mit ins-
gesamt 300 MW Spitzenleistung zum 
größten Solarpark Deutschlands ausge-
baut werden; aktuell wird mit Klettwitz 
Nord der erste Bauabschnitt (90 MW 
Spitzenleistung) errichtet, und bei 
Spremberg plant Vattenfall einen wei-
teren Solarpark auf 150 Hektar Fläche. 
Zudem wurden viele Windkraftanlagen 
und -parks (u. a. der Windpark Schip-
kau mit 137 MW Gesamtnennleistung 
auf der Fläche des ehemaligen Braun-
kohletagebaus Klettwitz) und mehrere 
Biomasse-Kraftwerke errichtet. Es gibt 
außerdem Ideen für den Bau von Ener-
giespeichern sowie Power-to-X-Anla-
gen, die zukünftig erneuerbar herge-
stellte Elektrizität in unterschiedliche 
Kraftstoffe umwandeln und damit für 
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andere Sektoren nutzbar machen sollen 
(ebd.: 46). Damit bleibt die Lausitz auch 
jenseits der Kohle wichtig für die Ener-
giewirtschaft.

–	� In Guben will der kanadische Konzern 
RockTech Lithium die erste europäische 
Konversionsanlage für Lithiumhydoxid, 
einem wichtigen Grundstoff für Batteri-
en, bauen. Dort sollen 160 neue Arbeits-
plätze entstehen. Der Bau dieser Anlage 
steht im Zusammenhang mit der erwar-
teten starken Nachfrage nach Batterien 
für Elektroautos und der Neuansiedlung 
des Elektroautoherstellers Tesla in Grün-
heide bei Berlin.

Offensichtlich waren die bisherigen Bemü-
hungen um die Ansiedlung nachhaltiger 
Industrien in der Region nur bedingt er-
folgreich. Es wirkt fast ironisch, dass aus-
gerechnet eine Motor-Rennsportanlage als 
einziges Großprojekt übrig geblieben ist, 
während sich die Produktion von Anlagen 
erneuerbarer Energien bzw. innovativer, 
energiesparender Transportlösungen (Car-
golifter) trotz öffentlicher Förderungen als 
nicht überlebensfähig erwiesen hat. Dabei 
spielte das bundespolitische Ausbremsen 
der erneuerbaren Energien vor allem durch 
die Novellierung des Erneuerbare-Energi-
en-Gesetzes (EEG) im Jahr 2012 eine maß-
gebliche Rolle. So flossen letztlich enorme 
Fördersummen an private Unternehmen, 
ohne dass das Ziel einer neuen industriel-
len Basis erreicht wurde, während ansons-
ten in Brandenburg haushaltspolitische 
Austerität herrschte.

3.3 KOHLEAUSSTIEG UND 
STRUKTURSTÄRKUNGSGESETZ – 
WOHIN GEHT DER WANDEL?

Im Zuge der erstarkenden Klimagerechtig-
keitsbewegung haben in den letzten Jahren 
auch die Proteste gegen den Kohleabbau zu-
genommen. Insbesondere das Bündnis «En-
de Gelände» hat immer wieder durch spek-
takuläre Besetzungen von Tagebauen und 
Kraftwerken sowie in Klimacamps auf die 
extrem klimaschädlichen Auswirkungen der 
Kohleverbrennung aufmerksam gemacht. 
Das Bündnis agiert bewusst mit zivilem Un-
gehorsam, um den Druck für einen schnel-
len Ausstieg aus dem Kohleabbau zu erhö-
hen. Die Besetzung des Hambacher Forsts 
in Nordrhein-Westfalen war ein wichtiger 
Kulminationspunkt – zumal der Wald tat-
sächlich gerettet werden konnte. Auch in 
der Lausitz gab es mehrere spektakuläre Be-
setzungen von Braunkohletagebauen, un-
ter anderem im Mai 2016 und im November 
2019 mit jeweils rund 4.000 Teilnehmenden. 
Eine besondere Symbolik erlangten hier die 
Dörfer Proschim und Mühlrose, die der letz-
ten Erweiterung der Lausitzer Braunkohleta-
gebaue weichen müssen, während die Dör-
fer Pödelwitz und Obertitz quasi in letzter 
Minute gerettet werden konnten. Der Pro-
test der regionalen Akteure ist breit und gut 
organisiert, obschon es hie und da Spannun-
gen zwischen den regionalen Gruppen und 
«Ende Gelände» gibt (vgl. Bose et al. 2020).

Zudem ist die Kohleverstromung immer 
weniger wettbewerbsfähig, da die Strom-
produktion aus erneuerbaren Energiequel-
len zunimmt und diese nach Errichtung der 
Anlagen geringe Grenzkosten aufweist, 
wodurch die Großhandelspreise sinken.
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Auch infolge der zunehmenden Protes-
te gegen die Kohleverstromung setzte die 
Bundesregierung im Jahr 2018 die Kom-
mission für Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung (KWSB bzw. «Kohle-
kommission») ein. Ihre zweijährige Arbeit 
resultierte in der Verabschiedung zweier 
Gesetze im August 2020: dem Gesetz zur 
Reduzierung und zur Beendigung der Koh-
leverstromung und zur Änderung weiterer 
Gesetze (Kohleausstiegsgesetz), das den 
Ausstieg aus der Kohleverstromung bis 
spätestens zum Jahr 2038 vorsieht (Bun-
desregierung 2020a), sowie dem Struk-
turstärkungsgesetz Kohleregion, das Aus-
gleichs- und Fördermaßnahmen in Höhe 
von 40 Milliarden Euro für die vom damit 
einhergehenden Strukturwandel betrof-
fenen Regionen vorsieht. Rund ein Drit-
tel der Mittel (14 Mrd. Euro) wird über den 
«1. Arm» oder «Länder-Arm» für Maßnah-
men der Länder und Kommunen ausge-
schüttet und knapp zwei Drittel (26 Mrd. 
Euro) werden über den «2. Arm» oder 
«Bundes-Arm» für Investitionen in die Bun-
desfernstraßen und Bundesschienenwege 
und weitere Maßnahmen des Bundes in-
vestiert (Bundesregierung 2020b).

Für den brandenburgischen Teil der Lau-
sitz sind insgesamt 10,3 Milliarden Euro an 
Strukturhilfen bis zum Jahr 2038, das Jahr 
der letztmöglichen Stilllegung der verblei-
benden Tagebaue, vorgesehen, für den 
sächsischen Teil der Lausitz rund 6,9 Mil-
liarden Euro (2,4 Mrd. Euro über den «Län-
der-Arm» und 4,5 Mrd. Euro über den 
«Bundes-Arm»). Das Brandenburger Ka-
binett hat zur Umsetzung das «Lausitzpro-
gramm 2038» auf den Weg gebracht, das 
sowohl die strategischen Ziele als auch die 

SCHON JETZT WERDEN IN  
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FÖRDERMITTELN AUS DEM 

STRUKTURSTÄRKUNGSGESETZ 
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REGIONALER STRUKTUREN UND 
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Entwicklungs- und Begleitstrukturen fest-
legt (Staatskanzlei/Lausitz-Beauftragter 
des Ministerpräsidenten 2020). Zusätzlich 
beteiligt sich die EU an der Finanzierung, 
die einen «Fonds für einen gerechten Über-
gang» (Just Transition Fund) für die Koh-
leregionen aufgelegt hat (European Com-
mission o. J.). Unterschiedliche Akteure 
in der Region begleiten diesen Prozess, 
unter anderem der Brandenburger Lau-
sitzkoordinator und der «Revierbeauftrag-
te» der Sächsischen Landesregierung, die 
«Lausitzrunde» mit 23 Bürgermeister*in-
nen und Amtsdirektor*innen, die Innova-
tionsregion Lausitz GmbH (IRL) mit Un-
ternehmerverbänden, Beschäftigten und 
Wissenschaftler*innen sowie die Wirt-
schaftsregion Lausitz GmbH. Der Verein 
Lausitzer Perspektiven e. V. sowie das Zen-
trum für Dialog und Wandel der Evangeli-
schen Kirche von Berlin, Brandenburg und 
der schlesischen Oberlausitz haben sich 
die Vernetzung und den Dialog von zivil-
gesellschaftlichen Akteuren in der Region 
zum Ziel gesetzt, und im Projekt Zukunfts-
werkstatt Lausitz wurde die «Entwick-
lungsstrategie Lausitz 2050» erarbeitet 
(Zukunftswerkstatt Lausitz 2020).

Aktuelle Prognosen gehen davon aus, 
dass die Lausitz auch in Zukunft Einwoh-
ner*innen verlieren wird. Ein Verlust von 
weiteren 200.000 Menschen (17 %) wird 
erwartet. Da der demografische Wandel 
zur Alterung der Bevölkerung führt, wird 
die Abnahme der Zahl der Erwerbstäti-
gen sogar auf knapp 30 Prozent geschätzt 
(Markwardt/Zundel 2017). Das macht die 
Dringlichkeit deutlich, Strategien für ei-
ne Gestaltung dieses Strukturwandels zu 
entwickeln, um die schlimmsten Negativ

szenarien für die Region abzuwenden, die 
schon den massiven Arbeitsplatzabbau der 
1990er-Jahre verkraften musste und für 
deren Bewohner*innen der Strukturwan-
del seitdem zum Dauerzustand geworden 
sei (Candeias et al. 2019: 98 ff.).

Aktuell werden in der Lausitz noch vier 
Braunkohletagebaue betrieben: Jänsch
walde und Welzow-Süd in der Nieder-
lausitz sowie Nochten und Reichwalde 
in der Oberlausitz (siehe Abb. 1). Die ver-
bleibenden Tagebaue und Kraftwerke 
sollen nach jetziger Planung zwischen 
2025 (Jänschwalde A/B) und 2035 stillge-
legt werden (ebd.: 42). Die bereits in den 
1990er-Jahren aufgegebenen Tagebaue 
werden derweil renaturiert und teilweise 
allmählich geflutet. Aus diesen neu entste-
henden und zum Teil durch Kanäle verbun-
denen Seen soll bis Ende der 2020er-Jahre 
das «Lausitzer Seenland» als Deutschlands 
viertgrößtes Seengebiet und Europas 
größte künstliche Wasserlandschaft ent-
stehen und den Fremdenverkehr in der Re-
gion ankurbeln – sofern der zunehmend 
gestörte Wasserhaushalt in Ostbranden-
burg dem nicht entgegensteht.

Schon jetzt werden in der Region Projek-
te mit Fördermitteln aus dem Strukturstär-
kungsgesetz finanziert. Dabei handelt es 
sich überwiegend um Projekte zur Stärkung 
regionaler Strukturen und Kultur (Land 
Brandenburg 2020, 2021), die sich kaum 
auf die industrielle Beschäftigung auswir-
ken dürften, geschweige denn Arbeitsplät-
ze schaffen werden, die eine Alternative für 
die schrittweise wegfallenden Arbeitsplätze 
in der Kohleindustrie bieten könnten. Statt-
dessen findet derzeit ein weiterer Abbau 
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der bislang als nachhaltig und zukunftsfä-
hig ausgewiesenen Branchen statt: Ende 
2021 schloss das Werk des Windenergie-
anlagenherstellers Vestas und 460 Mitar-
beiter*innen verloren ihre Jobs (RBB 2021; 
siehe Kapitel 3.2). Auch beim Unternehmen 
Alstom, das die beiden früheren Bombar-
dier-Werke in Görlitz und Bautzen übernom-
men hat, sollen bis zu 550 Stellen abgebaut 
werden (MDR Online 2021; Steiger 2021). 
Bereits im Jahr 2016 hatte es – damals noch 
unter dem alten Betreiber Bombardier – 
Diskussionen um einen solchen Stellenab-
bau gegeben, der jedoch durch massive 
Proteste der IG Metall abgewendet werden 
konnte. Als Alstom die krisengeschüttelte 
Bombardier-Schienensparte Anfang 2021 
übernahm (siehe Kapitel 1.4), war dies zu-
nächst als Hoffnungszeichen gewertet wor-
den. Nun droht aber erneut ein massiver 
Stellenabbau in der Branche, die im Zuge 
der Verkehrsverlagerung auf die Schiene 
und zu erwartender wachsender Nachfrage 
nach Schienenfahrzeugen eigentlich als zu-
kunftsfähig gelten sollte.

3.4 GEPLANTES ICE-INSTAND
HALTUNGSWERK DER  
DEUTSCHEN BAHN ALS  
LEUCHTTURMPROJEKT

Der aktuell größte Hoffnungsträger für die 
Lausitz ist ein neues Instandhaltungswerk 
für ICE-Züge, das die Deutsche Bahn AG 
in Cottbus errichten will und als «Leucht-
turm» der Strukturstärkung gilt. Andere 
Projekte wie der Neuaufbau einer medizi-
nischen Fakultät an der Universität Cottbus 
richten sich an andere Zielgruppen oder 
sind deutlich kleiner. Das neue ICE-Instand-

haltungswerk soll das bereits 1874 gegrün-
dete und zwischendurch immer wieder von 
der Stilllegung bedrohte Instandhaltungs-
werk erheblich erweitern. In den nächsten 
Jahren sollen hier zwei neue Hallen (444 
bzw. 570 m lang) errichtet werden, die gan-
ze ICE-Züge (knapp 400 m lang) aufneh-
men können. Dafür sollen Arbeitskräfte aus 
dem technischen Bereich der LEAG direkt 
übernommen und für die neue Arbeit in der 
Schienenfahrzeug-Instandhaltung weiter-
gebildet werden. Insgesamt sollen in dem 
neuen Werk 1.200 Arbeitsplätze entstehen, 
darunter 100 Ausbildungsplätze.

Es ist zu bedenken, dass Cottbus als ein 
Ort, an dessen Hauptbahnhof bislang keine 
ICEs halten,3 aus Sicht der DB AG sicher-
lich kein idealer Standort für dieses Werk 
ist, da die Züge für die Instandhaltungs-
maßnahmen jeweils erst mehr als 100 Ki-
lometer von Berlin oder anderen End-
bahnhöfen wie Leipzig oder Dresden nach 
Cottbus und wieder zurück gefahren wer-
den müssen. Allerdings soll in dem neuen 
Werk die – seltener stattfindende – schwe-
re Instandhaltung und nicht die ständig 
notwendige leichte Instandhaltung statt-
finden, sodass die Fahrten zumindest mi-
nimiert sind. Diese Fahrten nach und von 
Cottbus werden voraussichtlich Leerfahr-
ten sein, für die Schienenwege teilwei-
se erst noch ausgebaut werden müssen. 
Andere ICE-Instandhaltungswerke finden 
sich in großen Städten, in denen die Züge 
enden bzw. starten (z. B. Berlin-Rummels-
burg, Hamburg-Eidelstedt, Köln-Nippes, 

3  In Cottbus gibt es lediglich eine tägliche InterCity-Verbindung 
über Berlin, Magdeburg und Hannover bis nach Norddeich und 
zurück, ansonsten nur Regionalverkehr (Stand Winterfahrplan 
2021/22).



45

Nürnberg, München Hbf.). Es wird deut-
lich, dass die Standortwahl Cottbus eine 
politische ist und sich nicht primär an ver-
kehrlichen Überlegungen orientiert. Das 
öffentliche Unternehmen DB AG erhält 
Fördermittel in Höhe von rund einer Milliar-
de Euro aus dem Strukturstärkungsgesetz; 
insgesamt sollen circa 1,2 Milliarden Euro 
investiert werden. Diese hohe Förderquo-
te stellt für die DB AG sicherlich ein star-
kes Argument dar. Zudem dürfte eine Rolle 
spielen, dass das Anwerben entsprechend 
qualifizierter Arbeitskräfte in der Lausitz 
gut realisierbar sein sollte, da viele Men-
schen mit technischer Ausbildung dem-
nächst neue Arbeitsplätze suchen werden. 
Etwas forsch wirbt die DB AG daher in ih-
rer Projektvorstellung mit dem Motto «Die 
Braunkohle geht, die Bahn kommt.» (Deut-
sche Bahn AG 2020)

Der Plan umfasst den Bau einer zweiglei-
sigen Instandhaltungshalle, die bereits 
2024 eröffnet werden soll (mit 500 Arbeits-
plätzen), und einer weiteren, viergleisigen 
Halle bis 2026 (mit weiteren 700 Arbeits-
plätzen). Der Baustart war ursprünglich 
für 2023 geplant, wurde aber auf 2022 
vorverlegt (Deutsche Bahn AG 2021a). In 
dem neuen Werk soll die schwere Instand-
haltung der neuen ICE-4-Triebzüge durch-
geführt werden, von denen die DB AG ins-
gesamt 137 Stück bestellt hat, die bereits 
zum Teil in Betrieb sind und bis 2024 kom-
plett ausgeliefert sein sollen. Die DB AG 
verspricht ein Instandhaltungswerk «so 
groß, so grün, so modern wie kein ande-
res» mit Fotovoltaikanlagen auf dem Dach 
zur Energieversorgung des Werks und aus 
umweltfreundlichen Baustoffen (Deutsche 
Bahn AG 2020). Im gleichen Zuge wird je-

doch der Umbau von älteren Dieselloks zu 
Hybridloks im bestehenden Instandhal-
tungswerk aufgegeben, weil die DB AG 
ihre Strategie geändert hat und zukünftig 
auf alternative Kraftstoffe als Dieselersatz 
setzt (Siegel 2021).

Mit dem neuen Instandhaltungswerk ver-
bunden ist der Bau eines Infozentrums auf 
dem Cottbusser Bahnhofsvorplatz für rund 
eine Million Euro, der im Februar 2022 be-
gonnen wurde. Während der Errichtung 
des Werks soll die Öffentlichkeit dort über 
das Projekt informiert werden. Nach der 
Fertigstellung soll das Werk an Cottbusver-
kehr, den Betreiber des öffentlichen Nah-
verkehrs, übergehen, womit ein weiterer 
Beitrag für die Strukturentwicklung der 
Stadt geleistet werden soll. Umstritten ist 
hingegen der Bau eines neuen Parkhauses 
für die Beschäftigten neben dem Werk. Ak-
tive des Verkehrsclubs Deutschland (VCD) 
und der Cottbusser Gruppe ProTram, die 
sich für eine nachhaltige Mobilität in der 
Region einsetzen, plädieren stattdessen 
für einen Ausbau des lokalen Straßenbahn
netzes mit einer besseren Anbindung an 
das neue Werk, damit viele der Beschäftig-
ten bequem mit dem ÖPNV zur Arbeit kom-
men können (Niederlausitz Aktuell 2021).

Obwohl für den Bau der beiden Hallen mit-
ten in der Innenstadt neuer Baugrund ent-
wickelt werden muss, scheint es in der Re-
gion keinen nennenswerten Widerstand 
gegen das Instandhaltungswerk zu geben. 
Nicht wenige in der Region empfinden das 
neue Werk sogar eher als Aufwertung des 
Bahnhofsumfelds. Dies steht in einem auf-
fallenden Kontrast etwa zu einem weite-
ren geplanten ICE-Instandhaltungswerk in 
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Nürnberg, wo die DB AG circa 400 Millio-
nen Euro investieren und 450 Arbeitsplätze 
schaffen will, jedoch bislang aufgrund des 
starken Widerstands in der Region noch 
keinen Standort gefunden hat (Deutsche 
Bahn AG 2022).

Während der Bau des Instandhaltungs-
werks in Cottbus stark vorangetrieben 
wird, läuft die Umsetzung der Schienenin-
frastrukturprojekte leider schleppend. Der 
zweigleisige Ausbau der 29 Kilometer lan-
gen Strecke Lübbenau–Cottbus – als wich-
tige Verbindung zwischen Berlin und Cott-
bus, aber auch für die instandzuhaltenden 
ICE-Züge – soll frühestens 2025 beginnen 
und 2027 fertiggestellt werden (Deutsche 
Bahn AG 2021b). Es erweist sich als wenig 
vorausschauend, dass diese Strecke zwar 
vor einigen Jahren für höhere Geschwin-
digkeiten, jedoch nicht gleich zweigleisig 
ausgebaut wurde, was auch die Personen-
verkehrsverbindungen für die Region deut-
lich verbessert hätte (Deutsche Bahn AG 
2020).

Es wird davon ausgegangen, dass nicht al-
le der 1.200 vorgesehenen Fachkräfte und 
Mitarbeiter*innen im mittleren Manage-
ment in der Region Cottbus gewonnen 
werden können. Somit könnten die neuen 
Arbeitsplätze auch nur für einen Teil der Ar-
beiter*innen der LEAG eine wirkliche Per-
spektive bieten. Andere sehen darin einen 
Vorteil für die Region: Wenn die Region 
neue Einwohner*innen dazugewänne, sei 
das in Anbetracht der erheblichen Bevöl-
kerungsverluste der letzten Jahrzehnte po-
sitiv zu werten. Tatsächlich kooperiert die 
DB AG für die Personalgewinnung bereits 
jetzt eng mit der LEAG, um einen gezielten 

Übergang von Industriemechaniker*innen, 
Mechatroniker*innen und Elektroniker*in-
nen sowie rechtzeitige Aus- und Weiter-
bildungen zu ermöglichen (dpa 2021). Die 
ersten elf Umschulungen haben bereits im 
Februar 2022 begonnen (RBB 2022).

Gegenstimmen kommen von einigen re-
gionalen Handwerksbetrieben, die um ih-
re Beschäftigten fürchten, die die Arbeit in 
dem großen Instandhaltungswerk mit bes-
seren Arbeitsbedingungen und Tariflöh-
nen attraktiver finden könnten als diejenige 
im kleinen Handwerksbetrieb. Umgekehrt 
könnte dies jedoch auch Antrieb für eine 
Modernisierung der Handwerksbetriebe 
und eine Verbesserung der dortigen Ar-
beitsbedingungen sein.

3.5 FAZIT

Das geplante ICE-Instandhaltungswerk 
könnte sich tatsächlich zu einem wichti-
gen Element für den Strukturwandel in der 
Lausitz hin zu nachhaltigeren Technologien 
entwickeln und neue Perspektiven für In-
dustriearbeitsplätze in der Region bieten. 
Damit könnte es einen Vorbildcharakter 
für andere Regionen erlangen. Bisher steht 
es jedoch sehr einsam als Leuchtturmpro-
jekt da und kann rein rechnerisch gerade 
einmal für 15 Prozent der momentan noch 
mehr als 8.000 LEAG-Arbeitsplätze einen 
Ersatz bieten – ganz zu schweigen von der 
um das Vielfache höheren Zahl an ehema-
ligen Arbeitsplätzen in der Lausitzer Koh-
leindustrie. Hinzu kommt, dass aktuell wei-
tere Jobs in Betrieben verloren gehen, die 
bis vor Kurzem noch als nachhaltig und zu-
kunftsfähig galten.
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Es ist von großem Vorteil, dass das ICE-In-
standhaltungswerk ein öffentlicher Betrieb 
ist und sich vollständig in Bundesbesitz 
befindet. Schließlich hat sich bislang kein 
privatwirtschaftliches Unternehmen ge-
funden, das in gleicher Weise in der Regi-
on investiert hätte – trotz der zur Verfügung 
stehenden Fördermittel. Und anders als bei 
vielen privaten, in Kapitel 3.2 dargestellten 
Unternehmen ist bei der Deutschen Bahn 
kaum zu befürchten, dass die neu entste-
henden Arbeitsplätze innerhalb weniger 
Jahre wieder abgebaut werden. Denn ers-
tens spricht alles dafür, dass der Schienen-
verkehr zukünftig erheblich zunehmen und 
das Werk ausgelastet sein wird. Die dort 
zur Instandhaltung vorgesehenen ICE-4-
Züge sollen mindestens 30 Jahre lang im 
Betrieb bleiben, und anschließend könnte 
das Werk auch für andere Züge umgerüstet 
werden. Zweitens ist der Grad der öffentli-
chen Einflussnahme bei der DB AG wesent-
lich höher als bei Privatunternehmen. Dies 
hat an anderen Standorten bereits zum Er-
halt von Bahnwerken geführt, die zunächst 
als Stilllegungskandidaten galten.

Leider gibt es kaum andere öffentliche 
Unternehmen, die in ähnlicher Weise wir-
ken könnten wie die Deutsche Bahn AG. 
Es zeigt sich einmal mehr der Nutzen dar-
aus, dass die DB AG trotz Börsengangsplä-
nen in den Jahren 2005 bis 2008 vor allem 
aufgrund der großen öffentlichen Proteste 
(insbesondere durch das Bündnis «Bahn 
für Alle») ein Staatsunternehmen geblie-
ben ist und somit weiterhin im öffentlichen 
Auftrag wirken kann. Für einen zukünfti-
gen flächendeckenden ÖPNV kann die DB 
AG somit die Systemführerschaft überneh-
men – nicht zuletzt in der Lausitz gibt es ei-

nen erheblichen Bedarf an besseren Anbin-
dungen.

Das neue DB-Werk könnte – entsprechen-
den politischen Willen vorausgesetzt – der 
Kern eines größeren Verbundes zum Bau 
und zur Instandhaltung von Schienenfahr-
zeugen in der Region werden, getragen 
vom Bund und von den Ländern Branden-
burg und Sachsen. Denkbar wäre die Über-
nahme der beiden akut bedrohten Alstom/
Bombardier-Werke in Görlitz und Bautzen, 
die bisher Schienenfahrzeuge für den Nah-
verkehr produzieren. Diese könnten auch 
im öffentlichen Auftrag produziert oder 
umgerüstet werden – beispielsweise im 
Rahmen eines neuen Plattformkonzepts 
(siehe Kapitel 2.2) oder für den Umbau sol-
cher Fahrzeuge. Bisher gab es jedoch keine 
ernsthaften Verlautbarungen in dieser Hin-
sicht.4 Dies könnte der Kern eines Clusters 
werden, zu dem auch die Brandenburgi-
sche Technische Universität Cottbus-Senf
tenberg gehören könnte. Diese erhielt ei-
nen Lehrstuhl für Luftfahrt, während der 
Lehrstuhl für Eisenbahn und Verkehr abge-
wickelt worden ist. Letzterer könnte wieder 
eingerichtet werden. Und zu den Abneh-
mern der Schienenfahrzeuge würden na-
türlich die diversen Nahverkehrsunterneh-
men in kommunaler Hand gehören. 

Obwohl es wichtig ist, neue Industriear-
beitsplätze zu schaffen, greift eine Fokus-
sierung auf diese Art des Strukturwandels 
jedoch zu kurz. Es ist eine breitere Pers-
pektive jenseits des industriellen Wachs-

4  Im Rahmen einer umfassenden Digitalisierungsoffensive kann 
das Universitätsklinikum Cottbus hier eine Führungsrolle über-
nehmen – es gilt bereits als Leitkrankenhaus für Digitalisierungs-
technologie.
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tums notwendig. Solche Postwachs-
tumskonzepte können aber nicht regional 
entstehen, sondern stellen eine gesamt-
gesellschaftliche Herausforderung dar. In 
Anbetracht des zur Bekämpfung des Kli-
mawandels notwendigen Strukturwandels 
stehen die Lausitz und andere betroffene 
Regionen schon jetzt vor Herausforderun-
gen, die unser gesamtes Wirtschaftssys-
tem betreffen.

Der Verein Lausitzer Perspektiven e. V. 
weist darauf hin, dass sich viele Menschen 
in der Lausitz weniger Sorgen um ihre eige-
ne berufliche Zukunft bzw. die wirtschaft-
liche Entwicklung der Region machten als 
um soziale und Umweltthemen (Lausitzer 
Perspektiven e. V. 2021). Deshalb würden 
Investitionen in industrielle Großprojekte 
teilweise kritisch gesehen, wenn dadurch 
das Geld für Vorhaben, die den sozialen Zu-
sammenhalt und die Lebensqualität in der 
Lausitz fördern könnten, fehle. Das Image-
problem der Lausitz – Strukturschwäche, 
rechte Strukturen und ein hoher AfD-Wäh-
leranteil – müsse durch ein positives Bild 
der Region ersetzt werden. Daher schlägt 
der Verein einen beteiligungsorientierten 
Strukturwandelprozess vor (inkl. der For-
mulierung von Leitbildern für die Region) 
und dass ein Teilhabefonds für zivilgesell-
schaftliches Engagement aufgelegt wird, 
Austausch und Wissenstransfer zwischen 
deutschen und europäischen Kohleaus-
stiegsregionen gefördert und etabliert und 
auch Kinder und Jugendliche beteiligt wer-
den. Dafür sollten entsprechende finanziel-
le Mittel bereitgestellt werden. Die Vision 
des Vereins ist es, Menschen tatsächlich 
zum leben – und nicht nur zum arbeiten – in 
die Lausitz zu holen und dort zu halten.

In einer Studie zur Transformation des mit-
teldeutschen Braunkohlereviers, das in vie-
ler Hinsicht ähnliche Strukturen aufweist 
wie die Lausitz, plädieren die Autor*innen 
dafür, «auf eine eigenständige regionale 
Entwicklung zu setzen; auf gemeinnützige, 
kommunale und mittelständische Unter-
nehmen; auf eine demokratische Energie-
wende vor Ort; auf eine Stärkung von Ge-
sundheit, Bildung und Wissenschaft; auf 
eine von der öffentlichen Hand bereitge-
stellte soziale und verkehrliche Infrastruk-
tur» (Sander et al. 2021: 42). Dies sind wert-
volle Ansätze, die über eine reine Ersetzung 
einer Industrie durch eine andere hinausge-
hen. Das Projekt des ICE-Instandhaltungs-
werks in Cottbus verdeutlicht die Chancen, 
die öffentliche Unternehmen bieten, wenn 
die Stärkung gemeinwirtschaftlicher Struk-
turen wie dem öffentlichen Verkehr mit re-
gionaler Entwicklung und Transformation 
zusammengedacht werden. Gemeinsame 
Perspektiven könnten in Transformations-
räten «von unten» erarbeitet werden. Geld 
dafür ist vorhanden, nun bräuchte es Ent-
scheidungsrechte für solche Räte und die 
Entwicklung hin zu einer fortschrittlichen 
Allianz, die die Lausitz zur Region für öffent-
liche Mobilität und Energie entwickelt.
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DAS NEUE DB-WERK KÖNNTE – ENTSPRECHENDEN 

POLITISCHEN WILLEN VORAUSGESETZT – DER KERN  

EINES GRÖSSEREN VERBUNDES ZUM BAU UND ZUR 

INSTANDHALTUNG VON SCHIENENFAHRZEUGEN IN DER 

REGION WERDEN, GETRAGEN VOM BUND UND DEN 

LÄNDERN BRANDENBURG UND SACHSEN. DENKBAR 

WÄRE DIE ÜBERNAHME DER BEIDEN AKUT BEDROHTEN 

ALSTOM/BOMBARDIER-WERKE IN GÖRLITZ UND 

BAUTZEN, DIE BISHER SCHIENENFAHRZEUGE FÜR DEN 

NAHVERKEHR PRODUZIEREN. 
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«Die (Automobil-)Konzerne werden  

bei einer wirklichen Mobilitätswende 

nicht freiwillig mitmachen … Weshalb 

sollte der Staat also nicht selbst 

öffentliche Unternehmen für die alter-

native Produktion schaffen, wie er es 

bei den Netzinfrastrukturen bereits 

tut? Stadtwerke sind etwas ganz 

Selbstverständliches. Streng  

gemeinwohlorientiert könnten die 

notwendigen E-Busse, Straßen-

bahnen und Züge selbst gebaut 

werden ... Denn immer wieder  

sollen Produktionsstätten für 

Schienenfahrzeuge stillgelegt oder 

soll Beschäftigung abgebaut werden, 

etwa bei Alstom – obwohl schon jetzt 

Wartezeiten für die Auslieferung von 

Straßenbahnen oder Zügen von bis  

zu zehn Jahren bestehen. Auch 

zahlreiche Autozulieferer, die vor dem 

Aus stehen, bräuchten eine neue 

Perspektive. Wir müssen also über 

eine andere Rolle der öffentlichen 

Hand und des öffentlichen Eigentums 

in der sozial-ökologischen  

Transformation sprechen.»

Aus dem Vorwort
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